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Großes Bild: 
Drei Landkreise gehörten zu den Gewinnern beim Wettbewerb „Klima kommunal 2014“. Niedersachsens Umweltminister Stefan Wen-
zel (vorn, vierter v.l.) und NLT-Präsident Landrat Klaus Wiswe (zweiter v.l.) nahmen die Ehrungen vor. Die Gewinner-Landkreise wur-
den repräsentiert durch ihre Landräte Sven Ambrosy (Landkreis Friesland, vorn, dritter v.l.), Jürgen Schulz (Landkreis Lüchow-Dannen-
berg, hintere Reihe, dritter v.r.) und Reinhard Winter (Landkreis Emsland, vorn, dritter v.r.).                                                     Foto: Stefan Koch 

Kleines Bild: 
Beim 31. Landeräteseminar  in Celle begrüßte das Geschäftsführende Präsidium mit NLT-Präsident Landrat Klaus  Wiswe (links), 
Geschäftsführendem Präsidialmitglied Prof. Dr. Hubert Meyer und NLT-Vizepräsident Landrat Bernhard Reuter (rechts) auch den Nie-
dersächsischen Minister für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr, Olaf Lies (zweiter v.l.). 	                                                                    Foto: NLT
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Editorial

„Zukunftsfähige kommunale Struk-
turen in Südost-Niedersachsen?“ 

Einen ungewohnten Erfolg erzielt 
möglicherweise die CDU-Opposition 
im Niedersächsischen Landtag. Ein 
von ihr eingebrachter Antrag zur Ein-
setzung einer Enquete-Kommission 
„Zukunftsfähige Strukturen in Süd-
ost-Niedersachsen“ ist auf das leb-
hafte Interesse der Landesregierung 
wie der Mehrheitsfraktionen des 
Landtages gestoßen. Das verwundert 
nicht, dürfte die Enquete-Kommis-
sion doch den politischen Druck zum 
Handeln für diese Wahlperiode aus 
dem Kessel nehmen. Aus Sicht des 
Niedersächsischen Landkreistages 
überrascht jedenfalls der Zeitpunkt 
einer solchen Initiative hingegen 
schon. An Untersuchungen und Gut-
achten mangelt es gerade für den im 
Einzelnen noch schwierig abzugren-
zenden Raum Südost-Niedersachsen 
kaum. Es besteht kein Erkenntnis-
defizit, sondern ein Akzeptanz- und 
Umsetzungsproblem. Auch erscheint 
fraglich, ob sich der Untersuchungs-
auftrag einer Enquete-Kommission 
zu gemeindlichen und kreislichen 
Gebietsstrukturen auf einen einzi-
gen Teilraum des Landes begrenzen 
lässt. 

Bereits der Einsetzungsbeschluss 
einer eventuellen Kommission wird 
Aufschluss darüber bringen, ob die 
Suche nach einem breiten politi-
schen Konsens für wichtige Struk-
turentscheidungen oder eine neue 
Variante des Schwarze-Peter-Spiels 
beabsichtigt ist. Keinesfalls aber darf 
eine Kommission dazu führen, vor 
Ort bereits bestehende oder zu inten-
sivierende freiwillige Initiativen für 
Fusionen zu gefährden. Und wer eine 
Stärkung des Kreisstrukturen errei-
chen will, braucht gerade im Braun-
schweiger Raum eines gewiss nicht: 
einen überkreislichen Gemeindever-
band mit womöglich direkt gewähl-
ter Vertretung.  

Asyl und Zuwanderung: Taten statt 
Worte gefordert

Es ist gekommen, wie von den kom-
munalen Spitzenverbänden seit 
mehr als einem Jahr immer wieder 
betont wird: Die Politik ist der stän-

Aber das Asylrecht gilt (nur) für 
politisch Verfolgte. Für diese sollte 
es noch schneller wirksam werden 
als bisher. Damit denjenigen gehol-
fen werden kann, die unsere Hilfe 
benötigen, muss die Politik die not-
wenigen Konsequenzen ziehen und 
Differenzierungen vornehmen. Erste 
Ansätze dafür sind in diesen Wochen 
erkennbar, sie reichen aber bei Wei-
tem nicht aus. Der NLT hat beim 31. 
Landräteseminar eine sehr frucht-
bare Diskussion mit dem Präsidenten 
des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge geführt. Die kommu-
nalen Spitzenverbände werden im 
Innenausschuss des Niedersächsi-
schen Landtages erneut und nach-
haltig auf das völlig inakzeptable 
Abwälzen der finanziellen Lasten auf 
die Kreishaushalte hinweisen. Allein 
im Jahr 2015 werden die Kommunen 
voraussichtlich einen nicht refinan-
zierten dreistelligen Millionenbetrag 
schultern müssen. Das zuständige  
Land hat kein Geld? Die unzuständi-
gen Kommunen auch nicht! 

Keineswegs geht es aber nur ums 
Geld. Der Niedersächsische Land-
kreistag wird anlässlich seiner dies-
jährigen Landkreisversammlung 
eine Bad Nenndorfer Erklärung zum 
Asyl- und Zuwanderungsrecht disku-
tieren. Wir erwarten Innenminister 
Boris Pistorius und Ministerpräsident 
Stephan Weil zur 75. Landkreisver-
sammlung am 12./13. März 2015 im 
Landkreis Schaumburg und freuen 
uns auf spannende Diskussionen. 

Prof. Dr. Hubert Meyer,
Geschäftsführendes Präsidialmitglied
des Niedersächsischen Landkreistages

dig zunehmenden Zahl der Asylsu-
chenden nicht gewachsen. Für die 
zuständigen Landkreise und die mit 
der Unterbringung konfrontierten 
Gemeinden und Städte ist die Situ-
ation schon jetzt kaum noch akzep-
tabel. Dabei ist ein Ende nicht in 
Sicht. Am Tag vor Abfassen dieses 
Editorials wurde die Prognose der zu 
erwartenden Erstaufnahmeanträge 
für Niedersachsen auf 23.500 für 
2015 angehoben. Realistischerweise 
muss bundesweit wohl mit 300.000 
Asylerst- und folgeantragstellenden 
gerechnet werden.

Die niedersächsischen Landkreise 
und die Region Hannover stehen für 
eine offene und tolerante Gesell-
schaft. Sie unterstützen aus Überzeu-
gung den von der Landesregierung 
beschrittenen Weg der Willkom-
menskultur. Das Grundrecht auf Asyl 
ist kein mildtätiges Beiwerk, das 
gewährt wird, solange man es sich 
leisten kann. Es ist ein Grundanker 
des Rechtsstaates, dessen Wert sich 
gerade in Krisenzeiten wie diesen 
zeigt. 

Überraschender Vorstoß und ein drängendes Problem
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Die Landesregierung hat in einer 
Kabinettssitzung am 10. Februar 2015 
einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Niedersächsischen Schulgeset-
zes (NSchG) beschlossen und in den 
Landtag eingebracht.1 

1. Kommunale Positionen zur Novel-
lierung des NSchG

Im November letzten Jahres war 
zunächst ein vom Kabinett gebillig-
ter Referentenentwurf aus dem Nie-
dersächsischen Kultusministerium 
(MK) in die Anhörung gegangen.2 
Auf der Grundlage der Beratungen 
im Präsidium sowie im Schul- und 
Kulturausschuss hat der Niedersäch-
sische Landkreistag im Rahmen der 
Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Spitzenverbände am 19. Dezem-
ber 2014 eine Stellungnahme zu dem 
Referentenentwurf abgegeben. Die 
verbandpolitisch wichtigsten The-
men werden nachfolgend in einer 
Zusammenfassung dargestellt.

Wiedereinführung des neunjähri-
gen Bildungsganges 

Viele kommunale Schulträger erwar-
ten entgegen den Ausführungen in 
der Begründung des Entwurfs nicht 
unerheblichen zusätzlichen Raum-
bedarf durch die Wiedereinführung 
des Abiturs nach 13 Schuljahren. Die 
durch den Wegfall des 13. Schuljahr-
gangs ggf. nicht mehr benötigten 
Schulräume sind in den Raumpla-
nungen für die Gymnasien mit 12 
Schuljahrgängen sowie weiteren 
Schulentwicklungen „aufgegangen“ 
und stehen als solche nicht mehr 
zur Verfügung. Neue Schulen wur-
den ohnehin für 12 Schuljahrgänge 
geplant. Ein Landkreis hat den zu 
erwartenden Investitionsbedarf für 
drei Gymnasien in seiner Schulträ-
gerschaft mit 5 Millionen Euro  bezif-
fert. Vor diesem Hintergrund haben 
die kommunalen Spitzenverbände 
einen Kostenausgleich für die den 
kommunalen Schulträgern entste-
henden finanziellen Mehrbelastun-
gen durch Wiedereinführung des 
13. Schuljahres gefordert. 

Auslaufen der Förderschulen Ler-
nen und Sprache

Durch die in § 14 Abs. 2  des Referen-
tenentwurfs vorgesehenen Änderun-
gen sollten zukünftig Förderschulen 
mit dem Schwerpunkt Lernen und 
Sprache nicht mehr eingerichtet wer-
den dürfen. 

Diesbezüglich wurden in der Stel-
lungnahme erhebliche Zweifel 
angemeldet, dass insbesondere 
die ersetzenden Grundschulen mit 
einem Profil Sprachförderung eine 
gleichwertige Förderung wie die 
Förderschulen Sprache bzw. die bis-
her bestehenden Sprachheilklassen 
an den Grundschulen gewährleisten 
können. In diesem Förderbereich ste-
hen bei weitem nicht genügend För-
derschullehrkräfte zur Verfügung, um 
ein gleichwertiges flächendeckendes 
Angebot unterbreiten zu können. 
Eine Wahlmöglichkeit der Eltern, 
die für ihr Kind beste Förderung aus 
zu wählen, wäre auch hinsichtlich 
der Förderschule Lernen nicht mehr 
gegeben. Vor diesem Hintergrund 
wurde zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
eine weitere Auflösung von Förder-
schulbereichen abgelehnt. In vielen 
Regionen wurden entsprechend den 
Forderungen von betroffenen Eltern 
in den Räten und Kreistagen Resolu-
tionen zum Erhalt der Förderschulen 
gefasst. Eine realistische Umsetzung 
der vorgeschlagenen Gesetzesände-
rung zum Schuljahresbeginn 2015/16 
wurde aus organisatorischen Grün-
den bezweifelt.

Förderzentren für schulische Inklu-
sion

An Stelle der an den Förderschulen 
eingerichteten Förderzentren sollten 
gemäß Begründung zum Referen-
tenentwurf durch untergesetzli-
che Regelung ‚Regionalstellen für 
schulische Inklusion‘  eingerichtet 
werden. Diesbezüglich halten die 
kommunalen Spitzenverbände eine 
gesetzliche Regelung für erforder-
lich, in der die Aufgaben der Regio-
nalstellen für die schulische Inklu-
sion beschrieben werden. Gefordert 
wurde, dass in jedem Landkreis in 
ausreichender Zahl Regionalstellen 
für eine bedarfsgerechte Unterstüt-
zung vor Ort eingerichtet werden. 
Einige Kommunen befürchten, dass 
die an den bisherigen Förderzentren 

verorteten vielfältigen und diffe-
renzierten auch lokalen Netzwerke 
durch eine Zentralisierung der  Auf-
gaben der bisherigen Förderzentren 
bei den Regionalstellen verloren 
gehen könnten. Vor diesem Hin-
tergrund sollte die Netzwerkarbeit 
weiterhin an mehreren Standorten 
verortet sein, um auch lokale Syner-
gieeffekte nutzen zu können. 

Übertragung von Schulen im Sekun-
darbereich I

Mit einem neu eingefügten Abs. 6 
in § 102 NSchG soll die bisher im 
Schulgesetz nicht geregelte Rück-
übertragung von Schulen im Sekun-
darbereich von Gemeinden auf die 
Landkreise durch eine gesetzliche 
Regelung klargestellt werden. Die 
geforderten notwendigen Verein-
barungen setzen eine Einigung der 
übertragenden Gemeinde mit dem 
übernehmenden Landkreis voraus. 

Analog zu der beabsichtigten Ergän-
zung zur Rückübertragung unter 
dem Vorbehalt der einvernehmlichen 
Einigung hat der NLT die Forde-
rung erhoben, die Übertragung von 
Schulen gem. § 102 Abs. 3 NSchG 
ebenfalls unter den Vorbehalt des 
Einvernehmens zu stellen. NSGB 
und NST lehnen dies ab und halten 
die Beteiligung der Landkreise nach 
Abs. 4 für ausreichend.

Im Zuge dringend gebotener Anpas-
sung an demografische Entwicklun-
gen hat ein Landkreis nach ausführ-
licher Diskussion in den politischen 
Gremien beschlossen, eine Schule im 
Sekundarbereich I zugunsten ande-
rer Schulstandorte zu schließen. Um 
die Schließung abzuwenden, hat die 
Standortgemeinde die Übertragung 
gem. § 102 Abs. 3 NSchG beantragt. 
Inzwischen soll es gleichgerichtete 
Überlegungen gemeindlicher Schul-
träger aus ähnlichen Motivationen in 
anderen Landkreisen geben. Solche 
Fälle verhindern ein verantwortungs-
volles Reagieren auf unabweisliche 
demografische Entwicklungen. 

Aufnahmeverpflichtung

Nach § 105 Abs. 1 NSchG sollte 
nach Auffassung der kommunalen 
Spitzenverbände eine Aufnahme-
verpflichtung nur im Rahmen der 
vorhandenen Kapazitäten bestehen 

*	Beigeordneter beim Niedersächsischen Land-
kreistag

1	 LT-Drs. 17/2882
2	 Vgl. dazu NLT-Information 6/2014  S. 170 f.

Schulgesetznovelle in der parlamentarischen Beratung
Von Manfred Fischer*
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und „eigene“ Schüler/-innen des 
Schulträgers Vorrang haben. Vieler-
orts fehlt das Verständnis dafür, dass 
„eigene“ Schüler/-innen bei begrenz-
ten Aufnahmekapazitäten auch auf 
der Grundlage von Losverfahren wei-
ter entfernt liegende Schulen besu-
chen sollen.

 Errichtung von Gesamtschulen

§ 106 Abs. 2 NSchG soll dahingehend 
geändert werden, dass Schulträger 
einer Gesamtschule von der Pflicht 
befreit sind, Haupt- und Realschu-
len zu führen. Von der Pflicht, ein 
Gymnasium zu führen, sind sie nur 
befreit, wenn bei Errichtung der 
Gesamtschule der Besuch eines 
Gymnasiums unter zumutbaren 
Bedingungen gewährleistet bleibt. 
Die Gesamtschule kann vorbehalt-
lich einer Genehmigung durch die 
Landesschulbehörde gem. § 106 Abs. 
7 NSchG insoweit ersetzende Schul-
form werden. Die Gestaltungsspiel-
räume des jeweiligen Schulträgers 
würden sich hierdurch erweitern. 

Unter dem Gesichtspunkt erweiterter 
kommunaler Gestaltungsmöglich-
keiten fordern die kommunalen Spit-
zenverbände in der Konsequenz eine 
Aufhebung der Zustimmung der Trä-
ger der Gymnasien gem. § 106 Abs. 
3 NSchG auch für die Oberschulen. 
An die Stelle einer Zustimmung des 
jeweiligen Trägers sollte nach Auf-
fassung des NLT die Zustimmung des 
Landkreises als geborenem Schul-
träger für Gymnasien sowohl bei 
den Gesamt- als auch bei den Ober-
schulen treten. Hierdurch könnte die 
gesetzliche Vorgabe eines regional 
ausgeglichenen Schulangebotes 
besser umgesetzt werden als bei der 
Berücksichtigung der Interessen ein-
zelner Schulträger von Gymnasien.

Eingrenzung des Anspruchs auf 
Schülerbeförderung

Die beabsichtigte Streichung des 
Bildungsganges in § 114 Abs. 3 Satz 
NSchG, die einen Teil der Träger 
der Schülerbeförderung finanzi-
ell entlasten würde, sieht der NLT 
als begrüßenswerten Schritt in die 
richtige Richtung. Angesichts trotz 
zurückgehender Schülerzahlen vie-
lerorts gestiegener und mit Blick auf 
das Tariftreue- und Vergabegesetz 
absehbar weiter steigender Kosten 
hält der NLT jedoch eine generelle 
Begrenzung des Schülerbeförde-
rungsanspruchs auf den Weg zur 
„nächsten Schule“ für geboten. Des 

Weiteren sollte § 114 NSchG ergänzt 
werden,  dass Schulen verpflichtet 
werden, bei den Zeiten des Schul-
beginns und -endes Vorgaben des 
Trägers der Schülerbeförderung zu 
berücksichtigen.

Weitere Regelungsnotwendigkeiten

Abweichend von verschiedentlichen 
Ankündigungen des Niedersächsi-
schen Kultusministeriums enthielt 
der Referentenentwurf keine Aussa-
gen zur sozialpädagogischen Arbeit 
an Schulen. Mit Schreiben vom 
28.10.2014 haben die kommunalen 
Spitzenverbände Kultusministerin 
Frauke Heiligenstadt nachdrück-
lich darum gebeten, kurzfristig ein 
Konzept zur Schulsozialarbeit vor-
zulegen und mit den Kommunen 
zu erörtern, um Schulen und Schul-
trägern eine Perspektive für die 
Weiterentwicklung von Schulen zu 
geben. Es bestehe dringender Hand-
lungsbedarf. Die Kommunen gingen 
davon aus, dass entsprechend der 
Vereinbarung zur Abgeltung inklu-
sionsbedingter Mehrbelastungen 
für die Kommunen dieses Thema im 
ersten Halbjahr 2015 abschließend 
verhandelt und das Verhandlungs-
ergebnis noch im Rahmen der par-
lamentarischen Beratungen in das 
Gesetzgebungsverfahren einfließe. 
Die Länder Berlin und Hessen haben 
bereits richtungsweisend verantwor-
tung für die Sozialarbeit an Schulen 
übernommen.

Gem. § 31 Abs. 1 NSchG dürfen Schul-
träger personenbezogene Daten von 
Schülern/-innen verarbeiten, soweit 
dies zur Erforschung oder Entwick-
lung der Schulqualität erforderlich 
ist. Laut Auskunft des Landesbe-
auftragten für Datenschutz steht die 
Schulentwicklungsplanung zwar im 
Zusammenhang mit der Entwick-
lung der Schulqualität, sie fällt aber 
nicht vollständig darunter. Daher 
gelten die allgemeinen Vorschriften 
des Niedersächsischen Datenschutz-
gesetzes (NDSG).Damit im Rahmen 
einer vorausschauenden Schulent-
wicklungsplanung ein ausgegliche-
nes Bildungsangebot geschaffen, 
erhalten und weiterentwickelt wer-
den kann, ist es für die kommunalen 
Gebietskörperschaften unabdingbar 
erforderlich, diesbezüglich perso-
nenbezogene Daten zu erheben und 
zu verarbeiten. Die Eröffnung einer 
breiteren personenbezogenen Daten-
erhebung durch die Kommunen hat 
grundlegende Bedeutung auch für 
die Arbeit der vom MK ‚erwünsch-

ten Bildungsregionen‘. Ohne eine 
breitere Datenbasis ist eine vertiefte 
Ermittlung des Unterstützungsbe-
darfs durch die Bildungsregion nicht 
möglich. Eine Legitimation zur per-
sonenbezogenen Datenerhebung und 
-verarbeitung würde Rechtssicher-
heit schaffen. 

2. Zum Inhalt des in den Landtag 
eingebrachten Gesetzentwurfes

Der auf der Grundlage der Anhö-
rungsergebnisse überarbeitete 
und nunmehr in den Landtag ein-
gebrachte  Gesetzentwurf enthält 
gegenüber dem Referentenentwurf 
neben redaktionellen Änderungen 
und Klarstellungen einige inhaltliche 
Änderungen. Aus kommunaler Sicht 
sind dies vor allem Folgende:

In § 14 des Gesetzentwurfes soll wei-
terhin der Förderschwerpunkt Spra-
che an Förderschulen entfallen. Dies 
hat zur Folge, dass in diesem För-
derschwerpunkt neue Förderschulen 
nicht errichtet werden dürfen. In der 
Übergangsregelung des § 183c Abs. 
5 des Gesetzentwurfes  wird jedoch 
ein unbefristeter Bestandschutz für 
bestehende Förderschulen geregelt. 
Damit wird dem diesbezüglichen 
Anliegen der kommunalen Spitzen-
verbände zum Auslaufen der Förder-
schulen Sprache grundsätzlich Rech-
nung getragen. Klarstellend sollte 
jedoch zumindest in die Begründung 
aufgenommen werden, dass von 
der Bestandschutzklausel auch die 
Sprachheilklassen erfasst sind, die 
als solche im Gesetz nicht benannt  
werden.

Förderschulen sollen weiterhin 
Förderzentren bleiben. Die diesbe-
zügliche gesetzliche Regelung soll 
bestehen bleiben. Wie sich aus dem 
Allgemeinen Teil der Begründung3 
ergibt, sollen auch mit Blick darauf, 
dass immer mehr Förderschulen Ler-
nen auslaufen, untergesetzlich die 
so genannten „Regionalstellen für 
schulische Inklusion“ eingerichtet 
werden. Beabsichtigt ist, in jedem 
Landkreis und in jeder kreisfreien 
Stadt in Abhängigkeit von den jewei-
ligen regionalen Gegebenheiten 
mindestens eine Regionalstelle ein-
zurichten.

Abweichend vom Referentenentwurf 
belässt der aktuelle Gesetzentwurf 
in §  59a der Forderung der Arbeits-

3	 Vgl. LT-Drs. 10/2882 , S. 13 f.
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gemeinschaft entsprechend eine 
Aufnahmebeschränkung für Ganz-
tagsschulen.

Ebenfalls abweichend vom Referen-
tenentwurf soll eine Aufnahmever-
pflichtung gemäß § 105 NSchG Abs. 
1 Ziffer 4 für auswärtige Schüler, 
die eine Oberschule im Gebiet eines 
anderen Schulträgers besuchen 
wollen, nicht mehr bestehen. Damit 
werden die Oberschulen, die ebenso 
wie Gesamtschulen als ersetzende 
Schulform für Haupt- und Realschu-
len geführt werden können, den 
Gesamtschulen auch in dieser Bezie-
hung gleichgestellt.

In § 106 Abs. 2 Satz 2 ist klargestellt, 
dass auch bestehende Gesamtschu-
len den Schulträger von der Pflicht 
befreien, weiterhin Haupt- und Real-
schulen ggf. auch Gymnasien zu füh-
ren. Dies war nach der Formulierung 
im Referentenentwurf unklar.

Der Gesetzentwurf der Landesre-
gierung sieht in § 114 Abs. 3 trotz 
Ablehnung von Lehrerverbänden 
und Elternvertretern weiterhin eine 
Einschränkung des Schülerbeförde-
rungsanspruches vor, indem zukünf-
tig ein besonderer Bildungsgang an 
einer Schulen keinen Beförderungs-
anspruch zu dieser Schule begrün-
den soll. § 189 des Gesetzentwurfes 

enthält jedoch eine Bestandschutzre-
gelung für Schüler/-innen, die einen 
Anspruch auf Übernahme der Kos-
ten der Schülerbeförderung für den 
Besuch der im Schuljahr 2014/2015 
besuchten Schule haben.

Insbesondere auf Drängen des Lan-
deselternrates soll der zweite Halb-
satz des § 114 Abs. 3 Satz 8 NSchG 
geändert werden. Nach geltendem 
Recht kann der Träger der Schü-
lerbeförderung beim Besuch einer 
Schule außerhalb eines Gebietes 
den Schülerbeförderungsanspruch 
auf die Erstattung der notwendigen 
Aufwendungen für den Schulweg in 
Höhe der Kosten der teuersten Zeit-
karte des ÖPNV beschränken, die er 
bei der Schülerbeförderung in seinen 
Gebiet zu erstatten hat. Dies gilt nicht 
im Falle des Besuchs von Förderschu-
len. Die Deckelung soll zukünftig 
nicht mehr möglich sein, wenn nur 
außerhalb des Gebiets des Trägers der 
Schülerbeförderung eine Schule der 
gewählten Schulform unter zumutba-
ren Bedingungen erreichbar ist. Nach 
der Begründung4 ist die Ergänzung 
notwendig, weil Absatz 3 zwischen 
tatsächlich und rechtlich „nächster“ 
Schule der gewählten Schulform 
nicht differenziert. Die konkreten 

Auswirkungen dieser Regelungen 
können schlecht eingeschätzt wer-
den. In einigen Landkreisen könnte 
es zu finanziellen Mehrbelastungen 
kommen.

Die Forderungen des NLT nach einer 
weitergehenden Begrenzung des 
Beförderungsanspruches sowie auf 
Verpflichtung der Schulen bei den 
Zeiten des Schulbeginns und des 
Schulendes die Vorgaben des Trägers 
der Schülerbeförderung zu berück-
sichtigen, sind im Gesetzentwurf  
unberücksichtigt geblieben.

In der allgemeinen Gesetzesbe-
gründung5 wird der Eindruck einer 
deutlichen Entlastung der Träger 
der Schülerbeförderung vermittelt. 
Nachfragen bei den Mitgliedern 
haben ergeben, dass bei den meisten 
Landkreisen spürbare Veränderun-
gen in der Kostenbelastung durch 
die Schülerbeförderung durch die 
inklusive Beschulung bisher nicht 
verzeichnet werden konnten. Viel-
mehr werden zum Teil Mehrkosten in 
Höhe eines mittleren sechsstelligen 
Eurobetrages durch die Einführung 
der inklusiven Schule wegen einer 
zunehmenden individuellen Beförde-
rungsnotwendigkeit beklagt. 

4	 Vgl. LT-Drs. 17/2882, S. 38, vorletzter Abs. 5	 Vgl. LT-Drs. 10/2882, S. 18 f.

Auch der Schul- und Kulturausschuss des Niedersächsischen Landkreistages befasste sich in seiner Sitzung am 23. Februar 2015 mit der 
Novelle des Schulgesetzes. Im Bild (v.l.n.r.): Dagmar Hohls, Landkreis Hildesheim, Elke Twesten, MdL, Landkreis Rotenburg (Wümme), 
Landrat Cord Bockhop, Landkreis Diepholz, Erste Kreisrätin Silke Vogelbusch, Landkreis Friesland und Landrat Jürgen Schulz, Land-
kreis Lüchow-Dannenberg.                                                                                                                                                                      Foto: NLT
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„Rahmenkonzept für Bildungsregionen in Niedersachsen“ vorgestellt

In der Übergangsvorschrift § 183b 
GE wird nunmehr klargestellt, dass 
auch die Schulträger von koopera-
tiven Gesamtschulen, wie die der 
integrierten Gesamtschulen, von 
der Pflicht befreit sind, neben der 
Gesamtschule, Haupt- und Realschu-
len sowie Gymnasien vorzuhalten. 
Diese Klarstellung ist aus kommuna-
ler Sicht zu begrüßen.

3. Zum weiteren Ablauf der parla-
mentarischen Beratung

Eine erste Beratung des Gesetzent-
wurfes im Landtag mit Überweisung 

in den Kultusausschuss als federfüh-
renden Ausschuss hat am 18. Februar 
2015 stattgefunden.

Eine parlamentarische Anhörung 
durch den federführenden Ausschuss 
ist für den 13., 16. und 17. März 
geplant. Weitere Beratungen im 
Kultusausschuss und ggf. auch in 
anderen mitberatenden Ausschüssen 
sollen bis zum 22. Mai abgeschlossen 
sein. Das Gesetz, das zum Schuljah-
resbeginn am 1. August 2015 in Kraft 
treten soll, soll am 3. Juni durch den 
Landtag verabschiedet werden.

Zur Vorbereitung einer Stellung-
nahme im Rahmen der parlamenta-
rischen Anhörung werden sich der 
Schul- und Kulturausschuss und das 
Präsidium des NLT in ihren anste-
henden Sitzungen erneut mit dem 
Gesetzentwurf befassen und insbe-
sondere die vorstehend aufgezeigten 
Änderungen gegenüber dem Refe-
rentenentwurf erörtern.

NLT-Präsident Landrat Klaus Wiswe 
hat in seiner Funktion als Sprecher 
der Arbeitsgemeinschaft der Kom-
munalen Spitzenverbände am Mon-
tag, 26. Januar 2015, zusammen mit 
Niedersachsens Kultusministerin 
Frauke Heiligenstadt in Hannover 
das „Rahmenkonzept für Bildungsre-
gionen in Niedersachsen“ vorgestellt. 
In dem Konzept werden grundsätzli-
che Leitgedanken der Zusammenar-
beit von Land und Kommunen, die 
sich zu einer „Bildungsregion“ ent-
wickeln möchten, beschrieben. Der 
Begriff „Bildungsregion“ bezeichnet 
eine auf einen Landkreis, eine kreis-
freie Stadt, einen Kommunalver-
band besonderer Art oder auf eine 
landkreisübergreifende Kooperation 
bezogene Vernetzung der Akteure 
im Bildungsbereich. NLT-Präsident 
Wiswe stellte heraus, dass Bildungs-
regionen kommunale Initiativen sind. 
Sie haben sich entwickelt aus der 
Erkenntnis, dass es gerade auf kom-
munaler Ebene über die gesetzlichen 
Zuständigkeiten hinaus gelingen 
kann, den „Standortfaktor Bildung“ 
in verschiedenster Hinsicht gewinn-
bringend für eine Region voranzutrei-
ben. „Jeder kommunalen Initiative 
soll auch zukünftig die Möglichkeit 
gegeben werden, sich nach den Vor-
stellungen vor Ort aufzustellen. Dies 
war uns ein grundlegendes Anlie-
gen, das im Rahmenkonzept berück-
sichtigt wurde. Hierin sehen wir den 
entscheidenden Ansatz für den Erfolg 
einer Bildungsregion“, sagte er in der 
Pressekonferenz.

Eine kommunal getragene Bildungs-
region kann aus Sicht des NLT nur 
im Zusammenwirken mit den mit 
Bildung befassten Akteuren auf der 
Landesebene erfolgreich arbeiten. 

Die Förderung des Landes durch 
Einbringung einer halben Lehrer-
stelle bewertete Wiswe als wichtigen 
Beitrag des Landes, der allein kei-
neswegs hinreichend sei. Von den 
Trägern der Bildungsregionen werde. 
zur Sicherstellung der Arbeitsfä-
higkeit gefordert, die dafür notwen-
digen personellen und sächlichen 
Ressourcen im Rahmen der finanzi-
ellen Möglichkeiten bereitzustellen. 

Hierzu solle u. a. ein strategisch koor-
dinierendes Gremium gehören.

Das in Broschürenform herausge-
gebene Rahmenkonzept steht unter 

ht t p: //w w w.m k.n ieder sac hsen.
de /p or t a l / l i ve .php?av igat ion _
i d =18 2 0 & a r t i c l e _ i d =13 0 8 47& _
psmand=8

zum Download bereit.

NLT-Präsident Klaus Wiswe und Ministerin Frauke Heilgenstadt stellten das Konzept in 
Hannover vor.                                                                                                              Foto: NLT
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Transferagentur Niedersachsen:

Neue Wege in der kommunalen Bildungspolitik beschreiten

Auftaktveranstaltung beim Land-
kreis Osnabrück

Am 12. Februar 2015 wurde mit der 
Auftaktveranstaltung das Startsignal 
für die Arbeit der Transferagentur 
Kommunales Bildungsmanagement 
Niedersachsen gegeben. Spitzen der 
Kommunen aus ganz Niedersachsen, 
Vertreterinnen und Vertreter des Lan-
des Niedersachsen und des Bundes 
sowie hochrangige Entscheiderinnen 
und Entscheider bildungspolitischer 
Institutionen und Stiftungen waren 
der Einladung der Transferagentur 
Niedersachsen in die Räumlichkei-
ten des Landkreises nach Osnabrück 
gefolgt.

Der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium für Bildung 
und Forschung, Stefan Müller, MdB, 
sowie die Niedersächsische Kultusmi-
nisterin Frauke Heiligenstadt wiesen 
in ihren Ansprachen die Richtung für 
ein neues Verständnis von Bildung 
als kommunaler Gestaltungsaufgabe. 
Dr. Michael Lübbersmann, Landrat 
des Landkreises Osnabrück, blickte 

auf die Erfahrungen als Lernen-vor-
Ort-Kommune zurück.

Die Transferagentur Kommunales 
Bildungsmanagement Niedersachsen 
ist Teil der bundesweiten Transferin-
itiative des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF). Mit 
der Transferinitiative Kommunales 
Bildungsmanagement unterstützt 
das BMBF den Transfer erfolgreicher 
Konzepte und innovativer Ansätze 
aus dem Förderprogramm „Lernen 
vor Ort“.

In seiner Eröffnungsrede forderte 
Staatssekretär Müller die Kommunal-
vertreter auf, aktiv auf die Transfer-
agentur Niedersachsen zuzugehen. 
„Die Transferagentur verfügt über 
einen enormen Wissensschatz. Sie 
kann auf vielfältige Erfahrungen 
und erfolgreich erprobte Bildungs-
konzepte zurückgreifen und den 
Kommunen in ganz Niedersachsen 
zur Verfügung stellen. Dies ist eine 
einmalige Gelegenheit, die Bildungs-
landschaft in Ihren Kommunen ziel-
gerichtet, effizient und nachhaltig 

weiterzuentwickeln.“ Zugleich wies 
Staatssekretär Müller darauf hin: 
„Kommunen, die mit der Transfer-
agentur Niedersachsen zusammen-
arbeiten, können seit gestern durch 
ESF-Mittel unterstützt werden. Das 
Förderprogramm ‚Bildung integriert‘ 
hilft, Bildungsmanagement und 
Bildungsmonitoring vor Ort auszu-
bauen.“ 

Kultusministerin Frauke Heiligen-
stadt betonte, dass das Land Nieder-
sachsen und die Kommunen gemein-
sam den Herausforderungen in der 
Bildungspolitik mit Weitblick und 
zeitgemäßen Ideen und Lösungsan-
sätzen begegnen. Bildung brauche 
fundierte und ganzheitliche Heran-
gehensweisen, damit eine kooperativ 
funktionierende Bildungslandschaft 
vor Ort langfristig Bestand haben 
kann: „Mit den niedersächsischen 
Bildungsregionen und unserem 
gemeinsam von Land und Kommunen 
entwickelten Rahmenkonzept haben 
wir hier neue Wege beschritten, die 
Zusammenarbeit der Bildungsak-
teure noch wirkungsvoller als bisher 

Sehen niedersächsische Kommunen auf dem Weg zu guter und gerechter Bildung in Begleitung durch die Transferagentur (v.l.n.r.): 
Wolfgang Griesert, Oberbürgermeister der Stadt Osnabrück, Kathrin Wahlmann, MdL, Stefan Müller, Parlamentarischer Staatssekretär 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, Niedersächsische Kultusministerin Frauke Heiligenstadt, Dr. Marco Schmidt, Projekt-
leiter der Transferagentur Kommunales Bildungsmanagement Niedersachsen, Dr. Michael Lübbersmann, Landrat des Landkreises 
Osnabrück und Vorsitzender des Trägervereins der Transferagentur,  sowie Rainer Spiering, MdB.                                                  Foto: oh
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zu koordinieren.“ Gute Bildungsan-
gebote seien harte Standortfaktoren 
für die Attraktivität und Stärke der 
Regionen – und das Land könne nur 
so stark sein wie seine Regionen. 
Daher sei es sehr wichtig, die Kom-
munen in ihrem vielfältigen Engage-
ment für beste Lernbedingungen vor 
Ort auf Augenhöhe zu unterstützen. 
„Mit der Transferagentur Nieder-
sachsen wird uns auf dem Weg zu 
guter und gerechter Bildung für alle 
eine kompetente Fachbegleitung an 
die Hand gegeben, die durch ihre 
umfassende Expertise unsere Bemü-
hungen begünstigen wird“, erklärte 
Kultusministerin Heiligenstadt.

„Gute und gerechte Bildung für alle 
zugänglich zu machen ist eine umfas-
sende Aufgabe, die nur vor Ort gelin-
gen kann. Wir erreichen die Bürge-
rinnen und Bürger, bei denen alle 
unsere bildungspolitischen Bemü-
hungen für mehr Chancengleichheit, 
für gesellschaftliche Teilhabe und 
eine freie Entfaltung in der Persön-
lichkeit am Ende ankommen müssen, 
auf dem direktesten Wege in den 
Kommunen“, sagte Dr. Michael Lüb-
bersmann, Landrat des Landkreises 
Osnabrück und Vorsitzender des Trä-
gervereins der Transferagentur. Der 
Landkreis war eine von vier nieder-
sächsischen Kommunen, die von 2009 
bis 2014 am Bundesprojekt „Lernen 
vor Ort“ teilgenommen haben. „Unter 
Einbeziehung aller Bildungsakti-
ven konnten wir mit ganzheitlichen 
Konzepten bei Themen wie Famili-
enbildung, Bildungsübergängen oder 
Bildungsberatung für die Menschen 
in unserer Region vieles bewegen“, 
resümierte Lübbersmann die Erfah-
rungen. Bildungsmonitoring, die 
umfassende Datenerhebung und 
Analyse der Bildungsergebnisse und 
Prozesse, ist dabei die Grundlage für 
bildungspolitische Entscheidungen 

sowie das strategische und faktenba-
sierte Handeln in der Kommune.

Im weiteren Programm boten Fach-
beiträge und Gesprächsrunden einen 
Rahmen für den Austausch unter den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern. 
Wilfried Lohre vom Institut für kom-
munale Bildung in Köln teilte wissen-
schaftliche Thesen und diskutierte 
diese mit folgenden Vertreterinnen 
und Vertretern aus niedersächsischen 
Kommunen: Iris Bothe, Stadträtin der 
Stadt Wolfsburg, Klaus Goedejohann, 
Bürgermeister der Gemeinde Bohmte, 
Manfred Ostermann, Landrat des 
Heidekreises, und Rita Maria Rzyski, 
Stadträtin der Stadt Osnabrück.

Auftrag der Transferagentur Nie-
dersachsen 

Mit der Transferinitiative Kommuna-
les Bildungsmanagement des BMBF 
ist die Transferagentur Niedersach-
sen Teil eines Wissens-Netzwerks 
von bundesweit neun Agenturen. Ihr 
gemeinsames Ziel ist es, Landkreisen 
und kreisfreien Städten sowie regi-
onalen Verbünden von Kommunen, 
wie zum Beispiel den niedersächsi-
schen Bildungsregionen, erfolgreiche 
Modelle des kommunalen Bildungs-
managements zugänglich zu machen. 
Unter dem Leitsatz „von Kommunen 
für Kommunen“ bietet die Transfer-
agentur fachkompetente Begleitung 
und Unterstützung. Sie organisiert 
den Wissensaustausch und Transfer 
von Instrumenten und Modellen zwi-
schen Kommunen, Bildungsregionen, 
Akteuren der Zivilgesellschaft, Stif-
tungen und weiteren Experten. Dafür 
bieten regelmäßige Veranstaltungen 
in unterschiedlichen Formaten eine 
Plattform, in dem die vielfältigen 
kommunalen und zivilgesellschaft-
lichen Bildungsakteure fachspezifi-
sches Wissen und umfassende Infor-

mationen erarbeiten und austauschen 
können. Mit diesen Veranstaltungen 
wird das Netzwerk des kommunalen 
Bildungsmanagements in Nieder-
sachsen durch die Transferagentur 
maßgeblich gestaltet und durch den 
Austausch der Beteiligten auf Augen-
höhe mit Leben erfüllt.

Aktuelle Themen zum Bildungsma-
nagement bereitet die Transferagen-
tur in verschiedenen Publikationen 
auf. Der Zugang zu diesen Informati-
onen steht allen Interessierten grund-
sätzlich frei zur Verfügung. 

In der Begleitung der Kommune - bei 
Bedarfsanalyse, individueller Modell-
lösung und Transferprozessen - ent-
wickelt die Transferagentur gemein-
sam mit der jeweiligen Kommune 
bedarfsgerechte und individuelle 
Konzepte des kommunalen, datenba-
sierten Bildungsmanagements. Diese 
können einzelne Bildungsprojekte, 
Steuerungsinstrumente bis hin zu 
umfassenden Modellen sowie deren 
Prozesse in den kommunalen Struk-
turen umfassen. Mit der Anpassung 
der ausgewählten Instrumente auf 
die identifizierten lokalen Bedarfe 
findet der sogenannte Transfer der 
„guten Beispiele“ statt. Die Transfer-
agentur unterstützt die Kommunen 
zu allen Fragen des kommunalen 
Bildungsmanagements. Die Leistun-
gen der Transferagentur sind für die 
Kommunen kostenfrei.

Über die Organisationsform eines 
Trägerverseins wird die Transfer-
agentur vom Land Niedersachsen 
sowie von Kommunen, Bildungsre-
gionen, Stiftungen und kommunalen 
Spitzenverbänden unterstützt. 

Weitere aktuelle Informationen auf 
www.transferagentur-niedersachsen.de.

Der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge - eine Bürgerinitiative seit 1919
Interview mit Prof. Wernstedt

Nach dem Ende des Ersten Weltkrie-
ges bildete sich angesichts Millionen 
von Todesopfern eine Bürgeriniti-
ative, die im Volksbund Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge e.V. aufging. 
Ziel war es, die Toten zu bergen, 
ihnen eine angemessene und wür-
dige Ruhestätte zu geben und die 
Angehörigen zu betreuen. Der Zweite 
Weltkrieg mit seinen insgesamt 55 
Millionen Toten hat ca. 7.800.000 

Deutsche das Leben gekostet. Neben 
den gefallenen Soldaten, Frauen, 
Kindern und alten Menschen waren 
auch die Verfolgten des verbrecheri-
schen NS-Staates zu beklagen.

Der Volksbund hat seit seinem Beste-
hen 827 Friedhöfe in 45 Staaten für 
2.500.000 Gefallene und andere 
Opfer der beiden Weltkriege gebaut 
und hält sie instand. Dafür wendet er 

jährlich ca. 40 Millionen Euro auf, die 
zu 75 Prozent aus Spenden und Mit-
gliedsbeiträgen und zu einem kleine-
ren Teil aus Mitteln der Bundesregie-
rung aufgebracht werden. Auch mehr 
als 60 Jahre nach Kriegsende betreut 
der Volksbund ca. 750.000 Angehö-
rige und beantwortet durchschnitt-
lich 30.000 Anfragen zur Klärung von 
Schicksalen Vermisster im Monat 
(siehe: „Gräbersuche-Online“ auf 
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www.volksbund.de). Jährlich kann 
der Volksbund, besonders seit der 
Grenzöffnung in Osteuropa, immer 
noch 30.000 bis 50.000 Tote bergen, 
deren Gebeine würdig bestatten und 
die Familien informieren. 

Kriegsgräberstätten sind dauerhafte 
Ruhestätten für alle Opfer von Krieg 
und Gewaltherrschaft; so sieht es das 
Gräbergesetz von 1965 vor. Die Grä-
ber sind also staatlich geschützt und 
dürfen nicht entfernt werden. Damit 
wird verdeutlicht, dass Toten, die 
durch die Einwirkung der Weltkriege 
und durch die Verbrechen des Nati-
onalsozialismus eines gewaltsamen 
Todes gestorben sind, gedacht und 
erinnert werden soll. 

Der Niedersächsische Landkreistag 
hat mit dem Vorsitzenden des Lan-
desverbandes Niedersachsen des 
Volksbundes Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge, Prof. Rolf Wernstedt, über 
die Arbeit des Vereins gesprochen. 
Wernstedt war von 1990 bis 1998 nie-
dersächsischer Kultusminister und 
von 1998 bis 2003 Präsident des Nie-
dersächsischen Landtages. 

1.	 Herr Prof. Wernstedt, der Volks-
bund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge engagiert sich stark für die 
Jugendarbeit. Wie vermitteln Sie 
dieser Generation die Bedeutung 
des Auftrags?

„Wichtig ist, dass Jugendliche verste-
hen, Krieg ist nichts abstraktes, son-
dern wirkt sich auf die Menschen in 
ihren Biografien auf erschreckende 
Weise aus. Deshalb stehen Einzel-
schicksale in der Bildungsarbeit im 
Vordergrund. Wer vor dem Kriegs-
grab eines Jugendlichen steht, z.  B. 
eines Soldaten oder Zwangsarbei-
ters, und etwas von der persönlichen 
Geschichte des Toten erfährt, begreift 
schnell, dass Krieg und Gewalt in der 
Realität etwas anderes sind, als ein 
Baller-Spiel im Internet. Kriegsgräber 
sind oft die letzten sichtbaren Spuren 
des Grauens. Deshalb muss man ihre 
Geschichte erzählen.

Der Volksbund tut dies in Niedersach-
sen z. B. in seiner vielfältigen Schul-
projektarbeit: durch Ausstellungen, 
die Erarbeitung von Geschichts- und 
Erinnerungstafeln, aber auch durch 
das Projekt „Namensziegel“, bei dem 
Schülerinnen und Schüler namenlose 
Gräber recherchieren und den Toten 
ihre Namen zurückgeben. Allein 
in Niedersachsen sind ca. 258.000 
Tote auf 1370 Kriegsgräberstätten 

des Ersten und Zweiten Weltkriegs 
bestattet. Diese Orte als Lernorte 
der Geschichte zu erschließen ist 
eine Aufgabe für Generationen. Im 
Einzugsbereich fast jeder Schule in 
Niedersachsen, die bis Klasse 10 und 
darüber hinaus existiert, sind Kriegs-
gräber zu finden. Auch die Kommu-
nen können initiativ werden: Sie, 
die zumeist Träger dieser Grablagen 
sind, könnten die Schulen ermun-
tern und fördern, dass diese sich dort 
engagieren.“

2.	 Wie sehen Sie die Zukunft der 
Kriegsgräberfürsorge?

„Kriegsgräber sind mahnende Bei-
spiele dafür, was geschehen kann, 
wenn gesellschaftliche oder staat-
liche Wertmaßstäbe missachtet und 
mit Füßen getreten werden. Uns 

Deutschen ist dies durch den Natio-
nalsozialismus besonders bewusst. 
Für die Bildungsarbeit können Grä-
ber von Krieg und Gewalt Anknüp-
fungspunkte für eine Vielzahl von 
gesellschaftlich relevanten Themen 
sein, z. B. für die europäische Integ-
ration, Fragen der Menschenrechte, 
der Migration, der politischen Frei-
heit und andere demokratische 
Grundwerte. Zusammen mit vielen 
Partnern an der Zukunft der Erin-
nerung zu arbeiten und Bezüge zur 
aktuellen Situation herzustellen, ist 
sicherlich ein wichtiges gesellschaft-
liches Ziel.“

3.	 Welche Verknüpfungen bestehen 
in Niedersachsen zwischen dem 
Volksbund und anderen Orga-
nisationen und Verbänden im 
Hinblick auf die Gestaltung der 
zukunftsgerichteten Arbeit?

„Der Volksbund handelt im öffentli-
chen Auftrag. Deshalb arbeitet er in 
Niedersachsen eng mit dem Innen-, 
aber auch dem Kultusministerium 
zusammen. In den meisten Landkrei-
sen und kreisfreien Städten haben 
Landräte und Oberbürgermeister 
das Amt des Kreisvorsitzenden des 
Volksbundes inne. Ebenso beste-
hen eine Reihe von Kooperationen 
mit Partnern in der schulischen und 
außerschulischen, aber auch der 
Erwachsenenbildung, so z. B. mit den 
Lehrerverbänden, dem DGB oder den 
Kirchen.

Der Volksbund berät vor Ort 
Landkreise, Städte und Samt-
gemeinden in der Gestaltung 
von Kriegsgräberstätten und 
arbeitet in vielen Gesprächs-
foren zu Fragen der lokalen 
und regionalen Erinnerung 
mit. In seiner Veranstaltung 
„Vergessene Gesichter des 
Krieges“ informiert er die 
Träger von Kriegsgräberstät-
ten (Kommunen, Kirchen-
gemeinden) über die Erfor-
dernisse des Gräbergesetzes 
und regt Projekte zur Arbeit 
mit Schulen an. Grundsätz-
lich wäre es - nicht nur  für 
die Arbeit des Volksbundes 
- wünschenswert, wenn das 
Land sein derzeitiges Enga-
gement in der historisch-
politischen Bildung überden-
ken würde.

Die Abschaffung der Landeszentrale 
für politische Bildung als Kommuni-
kationsinstanz für solche Fragen war 
ein Fehler. Gerade angesichts der 
unübersichtlichen Lagen der politi-
schen Gegenwart (Ukraine-Konflikt, 
IS-Staat, Pegida-Debatte) ist dies eine 
dringende Bitte.“

Prof. Rolf Wernstedt ist Landesvorsitzender des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge.         Foto: oh
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Novelle des Landes-Raumordnungsprogramms
Von Dieter Pasternack*

Mit der Veröffentlichung der allge-
meinen Planungsabsichten zu einer 
Programmfortschreibung des Landes-
Raumordnungsprogramms (LROP) ist 
Ende Juli 2013 dessen Novellierung 
eingeleitet worden. Bereits in der Stel-
lungnahme dazu hatte sich der Nie-
dersächsische Landkreistag kritisch 
zu einigen Punkten - insbesondere zu 
den geplanten Regelungen bezüglich 
des Klimaschutzes - geäußert. 

Der im Juli 2014 im Niedersächsi-
schen Ministerialblatt veröffentlichte 
Entwurf des LROP hat dann zu einer 
intensiven und kontroversen Diskus-
sion sowohl in Fachkreisen als auch in 
der betroffenen Bevölkerung geführt. 
Die Neuformulierung von Zielen und 
Grundsätzen der Siedlungs- und 
Versorgungsstrukturen hat insbe-
sondere im kommunalen Bereich 
Diskussionen ausgelöst. Den größten 
Zündstoff hat allerdings das Vorhaben 
der Landesregierung geboten, große 
Teile der niedersächsischen Moore 
als Vorranggebiete für „Torferhaltung 
und Moorentwicklung“ festzusetzen. 
In weiten Teilen der Landwirtschaft 
hat diese Ankündigung zu einer 
großen Verunsicherung geführt und 
Existenzängste ausgelöst. Wider-
sprüchliche Aussagen im LROP und 
seinen Begründungen auf der einen 
und politischen Statements auf der 
anderen Seite haben diese Verunsi-
cherung eher „befeuert“, statt klärend 
zu wirken. 

Vor dem Hintergrund dieser teilweise 
sehr emotional geführten Diskussio-
nen hat sich die Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände 
bemüht, eine sachliche, an den 
geplanten Neuregelungen orientierte 
Stellungnahme zu erarbeiten. Das 
dazu bei den Mitgliedern durchge-
führte Beteiligungsverfahren und die 
daraufhin erfolgte Mitwirkung der 
Gremien sowie die offizielle Verlänge-
rung der Frist zur Abgabe einer Stel-
lungnahme bis zum 31. Dezember 2014 
haben letztendlich dazu geführt, dass 
eine gemeinsame Stellungnahme mit 
den gemeindlichen Spitzenverbän-
den erarbeitet werden konnte. Dem 
zuständigen Landwirtschaftsministe-
rium ist diese Stellungnahme am 23. 
Dezember 2014 übermittelt worden. 

Die intensiven Diskussionen des 
LROP-Entwurfs auch bei den kom-
munalen Spitzenverbänden haben 
dazu geführt, einleitend in der Stel-
lungnahme die Ankündigung der 
Landesregierung zu begrüßen, den 
Entwurf substantiell zu ändern. Des-
halb erachten die kommunalen Spit-
zenverbände bei den notwendigen 
erheblichen Änderungen ein erneutes 
Beteiligungsverfahren für erforder-
lich. 

Inhaltlich haben sich die drei kommu-
nalen Spitzenverbände in ihrer Stel-
lungnahme auf die für die Kommunen 
wesentlichen Bereiche konzentriert. 
An vier Punkten lässt sich die Kritik 
festmachen:

-	 Auf die vorgesehenen Regelungen 
zu den Siedlungsentwicklungs-
konzepten sollte verzichtet werden. 
Sie enthalten bauplanungsrecht-
lich keine materiellen Neuerun-
gen, werden von den Gemeinden 
und Städten aber als Beeinträch-
tigung ihrer Planungshoheit emp-
funden.

-	 Die vorgesehenen Vorschriften zu 
den Versorgungsstrukturen des 
Einzelhandels bedürfen hinsicht-
lich ihrer Zielsetzung und der Zu-
ordnung der Verflechtungsräume 
im Einzelfall einer grundsätzli-
chen Überarbeitung. Das künfti-
ge LROP muss den berechtigten 
Anliegen des ländlichen Raumes 
wie der Mittel- und Oberzentren 
entsprechen. Für Oberzentren sind 
eigene Verflechtungsbereiche fest-
zulegen, die über die mittelzentra-
len hinausgehen. Mittelzentrale 
Teilfunktionen für Grundzentren 
müssen auch künftig möglich sein. 

-	 Die vorgesehene und grundsätz-
lich zu begrüßende stärkere Be-
rücksichtigung des Klimaschutzes 
muss neu konzipiert werden. Die 
im Entwurf und dessen Begrün-
dung enthaltenen Ausführungen 
zur Torferhaltung und zum Kli-
maschutz haben große Sorge nicht 
nur in der Landwirtschaft, sondern 
auch bei den betroffenen Kom-
munen ausgelöst. Es bedarf inso-
weit differenzierter Regelungen 
zwischen Hochmooren einerseits 
sowie Niedermooren und sons-
tigen kohlenstoffreichen Böden 
andererseits. Die vorgesehenen 

Maßnahmen müssen räumlich ein-
gegrenzt, ihre Realisierungsmög-
lichkeiten zunächst rechtlich, zeit-
lich und finanziell analysiert, mit 
den bereits vorhandenen Moor-
schutzprogrammen abgestimmt 
und sodann die Zielvorstellungen 
der Landesregierung präzise dar-
gelegt  werden.

-	 Wir vermögen nicht im Ansatz 
eine Notwendigkeit zu erkennen, 
im LROP einen besonderen Bedarf 
ausreichender Kapazitäten für Ab-
fallentsorgungsanlagen mit star-
ren Einzugsgrenzen festzuschrei-
ben. 

Die Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Spitzenverbände geht davon 
aus, dass nach Auswertung der ins-
gesamt zum Entwurf des LROP vorge-
brachten Anregungen und Bedenken 
vom Landwirtschaftsministerium - als 
oberste Raumordnungsbehörde - Erör-
terungstermine durchgeführt werden. 
Darin könnten dann auch die Kritik-
punkte diskutiert und der Änderungs-
bedarf dargelegt werden. Dieser for-
dert aus unserer Sicht zwingend eine 
erneute Verbandsanhörung. In dieser 
Einschätzung sind sich die kommu-
nalen Spitzenverbände mit den Wirt-
schaftsverbänden und den Verbänden 
der Landwirtschaft einig. Es sind also 
im ersten Halbjahr 2015 noch span-
nende Diskussionen zu erwarten. 

Über die Stellungnahme der Arbeits-
gemeinschaft der kommunalen Spit-
zenverbände zum LROP-Entwurf 
hinaus hat der Niedersächsische 
Städte- und Gemeindebund Ende 
Januar 2015 LROP-Änderungsvor-
schläge für das Thema  Einzelhandel 
in der Raumordnung  vorgelegt. Mit 
diesen Vorschlägen sollen Kommu-
nen in der Fläche gestärkt werden. 
Allerdings betreffen diese Vorschläge 
überwiegend Regelungen, die bereits 
durch die LROP-Novelle 2008 aufge-
nommen wurden.

Der Niedersächsische Landkreistag 
wird diese grundlegenden Ände-
rungsvorschläge in der bereits für den 
10. März 2015 terminierten Regional-
planertagung des NLT erstmals dis-
kutieren. Ob die Vorschläge mitgetra-
gen werden können, wird eine daran 
anschließende Gremienbefassung 
ergeben.

*	Beigeordneter beim Niedersächsischen Land-
kreistag
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Sicherung der Natura 2000-Gebiete in Niedersachsen

In NLT-Information 5/2014, Seite 
133 ff. haben wir über die am 31. 
Juli 2014 zwischen dem Niedersäch-
sischen Ministerium für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz (MU) und 
dem Niedersächsischen Landkreis-
tag (NLT) abgeschlossene politische 
Zielvereinbarung zum zeitnahen 
Abschluss der Ausweisung der 
Natura 2000-Schutzgebietskulisse in 
Niedersachsen berichtet. In Erfüllung 
dieser Zielvereinbarung hat der NLT 
die in Ziffer 2 angekündigten praxis-
relevanten Hilfestellungen mit Prak-
tikern erarbeitet. Die als Arbeitshilfe 
für die Verfahren zur Sicherung der 
Natura 2000-Gebiete konzipierten 
Empfehlungen wurden von den Gre-
mien des NLT am 27. November 2014 
gebilligt und allen unteren Natur-
schutzbehörden des Landes Nieder-
sachsen während der 34. Fachtagung 
des NLT für die unteren Naturschutz-
behörden am 15. Dezember 2014 in 
Hannover vorgestellt. 

Derzeit beziehen sich die Empfehlun-
gen zur inhaltlichen Ausgestaltung 
der Schutzgebietsverordnungen auf 
die Lebensraumtypen (LRT) des 
Grünlandes und die aquatischen 
Lebensraumtypen. Die Empfehlun-
gen für die Wald-Lebensraumtypen 
liegen zwar im Entwurf bereits vor, 
ihre Veröffentlichung muss jedoch 
zu einem späteren Zeitpunkt erfol-
gen. Ursache hierfür ist, dass das MU 
bisher seine Zusage nicht einhalten 
konnte, die Erlasse zu Schutzgebiets-
festsetzungen im Wald Ende des Jah-
res 2014 abzuschließen und diese zu 
veröffentlichen. Sobald dies erfolgt 
ist, wird die NLT-Arbeitshilfe um die 
Empfehlungen zu den Waldlebens-
raumtypen ergänzt.

Irrweg des Landwirtschaftsministers bei der Zuweisung der Zuständigkeit 
zur Antibiotika-Minimierung
Von Thorsten Bludau*

Nach mehr als einjährigem zähen 
Ringen hat die Landesregierung am 
17. Februar 2015 entschieden, die 
Zuständigkeit für die Prüfung der 
Antibiotika-Minimierungskonzepte 
gegen alle Widerstände dem Nie-

dersächsischen Landesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit (LAVES) zuzuweisen und 
damit einen Schlussstrich unter eine 
der am kontroversesten diskutierten 
Zuständigkeitsfrage der letzten Jahre 
gezogen. Aus Sicht des Niedersäch-
sischen Landkreistages (NLT) eine 
nicht an sachlichen Kriterien orien-
tierte politische Entscheidung gegen 
jede Vernunft.

Landkreise als fachkundige Vor-
Ort-Behörden

Die Zuständigkeit zur Umsetzung 
der §§ 58a bis 58d des Arzneimit-
telgesetzes (AMG) war Gegenstand 
der Novelle zur Änderung der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten auf 
verschiedenen Gebieten der Gefah-
renabwehr. Damit wird erstmals seit 
Kommunalisierung der staatlichen 
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Veterinärverwaltung im Jahre 1977 
gegen den ausdrücklichen Willen der 
niedersächsischen Kommunen und 
der Landwirtschaft eine derartige 
Aufgabe einem staatlichen Landes-
amt zugewiesen. 

Die Landkreise sind regelmäßig auf 
den Höfen vor Ort und überprüfen 
dort die Einhaltung des Lebensmit-
tel-, Tierschutz-, Tierseuchen- und 
auch des Tierarzneimittelrechts. Nun 
bricht das Land auf Betreiben von 
Landwirtschaftsminister Christian 
Meyer einen wichtigen Teil des Tier-
arzneimittelrechts aus den Gesamt-
aufgaben heraus, um dem LAVES 
weitere Aufgaben für bereits erfolgte 
Stellenzuweisungen zukommen zu 
lassen.

In der Sache ist die erfolgte Übertra-
gung der Aufgaben auf das LAVES 
entschieden abzulehnen. Es gibt 
nach unserer Erinnerung aus den 
letzten Jahren keinen Aufgabenbe-
reich, in denen sich eine fachliche 
Zuständigkeit der Landkreise wegen 
diverser Synergien mit anderen 
Überwachungsaufgaben in den 
landwirtschaftlichen Betrieben mehr 
angeboten hätte als bei der Umset-
zung der Antibiotika-Minimierung 
nach den §§  58a bis 58d AMG. Es 
liegen daher durchweg einstimmige 
Voten des Niedersächsischen Städ-
tetages und des Niedersächsischen 
Landkreistages vor.

Aufbau von unproduktiven Doppel-
strukturen

Da die kommunalen Veterinärbe-
hörden aufgrund der geschilderten 
bestehenden vielfältigen Zustän-
digkeiten die landwirtschaftlichen 
Betriebe auch weiterhin überwachen 
müssen, werden durch die LAVES-
Zuständigkeit unproduktive und 
teure Doppelstrukturen geschaffen. 
Bestehende Synergieeffekte bei den 
Landkreisen gehen dadurch verloren. 
Eine „einheitliche und effiziente“ 
Umsetzung, wie vom Land in der 
Pressemitteilung des Kabinetts ange-
sprochen, sieht anders aus. 

Besonders deutlich wird dies bei der 
Überwachung des übrigen Tierarz-
neimittelrechts, welche weiterhin 
durch die kommunalen Veterinärbe-
hörden erfolgt. Die Tierhalterpflich-
ten der § 58a und § 58b AMG betref-
fen nämlich nur bestimmte Tierarten 
(Rinder, Schweine, Hühner, Puten) 
und auch nur bestimmte Zwecke 
(Fleischerzeugung, Mast) sowie nur 

die Anwendung bestimmter Arznei-
mittel (Antibiotika). Das bedeutet, 
dass die kommunalen Veterinärbe-
hörden in denselben landwirtschaft-
lichen Betrieben auch zukünftig die 
Antibiotika-Anwendung bei anderen 
Tierarten (z. B. Enten, Gänse, Pferde, 
Schafe, Ziegen, Fische, Pelztiere pp.), 
bei der Haltung zu anderen Zwecken 
(Elterntiere, Zuchttiere, Milchkühe) 
und bei der Haltung von Rindern 
und Schweinen bis zum Absetzen 
vom Muttertier überwachen müs-
sen. Auch die Anwendung anderer 
Tierarzneimittel als Antibiotika (z. B. 
Hormone, Impfstoffe, Kortisone) und 
die Erfüllung sonstiger Pflichten 
(z. B. Überprüfung des Bestandskont-
rollbuches und der Arzneimittelabga-
bebelege (Indikation, Menge, Warte-
fristen)) müssen in den von den neuen 
Vorschriften erfassten Betrieben wei-
ter von den Landkreisen überwacht 
werden.

Zeitgleich werden somit über einen 
längeren Zeitraum zwei verschie-
dene Überwachungsbehörden in 
den landwirtschaftlichen Betrieben 
sein und arzneimittelrechtliche 
Anordnungen treffen. Zudem ist in 
§ 58d AMG vorgesehen, dass im Rah-
men der Antibiotika-Minimierung 
,,Anforderungen an die Haltung der 
Tiere“ angeordnet werden können, 
insbesondere hinsichtlich der Füt-
terung, der Hygiene, Ausstattung 
und Einrichtung der Ställe sowie der 
Besatzdichte. Weiter kann das Ruhen 
der Tierhaltung angeordnet wer-
den. Diese Anordnungen betreffen 
das materielle Tierschutzrecht. Die 
Regelzuständigkeit für tierschutz-
rechtliche Anordnungen nach § 16a 
des Tierschutzgesetzes liegt jedoch 
bei den kommunalen Veterinärbe-
hörden.

Mit der Überwachung tierärztlicher 
Hausapotheken hat diese Aufgabe 
dagegen - entgegen etwaiger Behaup-
tungen des Landwirtschaftsminis-
teriums - kaum Berührungspunkte, 
da dabei praktizierende Tierärzte im 
Fokus stehen. Die Antibiotika-Mini-
mierung richtet sich vielmehr an die 
Landwirte. Von 1.493 Tierärztlichen 
Hausapotheken (31. Dezember 2012) 
bezogen sich zudem nur 43 Prozent 
auf die Betreuung von Tieren, die der 
Lebensmittelgewinnung dienen und 
daher bei der Antibiotika-Minimie-
rung überhaupt relevant sind.1

Gebührenfinanzierung des LAVES 
und unbezahlter Mehraufwand bei 
den Landkreisen?

Nach der Pressemitteilung der 
Staatskanzlei sollen die 25 neuen 
Stellen beim LAVES gebührenfinan-
ziert werden. Ob eine vollständige 
Gebührendeckung dieser Aufgabe 
möglich ist, erscheint jedoch mehr 
denn je ungewiss. Alleine aufgrund 
der erheblich längeren Anfahrtswege 
und -zeiten dürften beim LAVES 
zukünftig erhöhte Kosten entstehen, 
die dann von den Landwirten im 
Rahmen der bestehenden Kosten-
rahmen der einschlägigen Gebüh-
renordnung geltend gemacht werden 
müssen. Im Gegensatz zu früheren 
Aussagen2 sieht die mittelfristige 
Planung des Landes für die Jahre 
2014 - 2018 (Seite 66) nunmehr nur 
noch vor, die personelle Stärkung des 
LAVES ,,weitgehend“ über Gebühren 
zu refinanzieren.

In Gesprächen mit Minister Christian 
Meyer ist bereits deutlich geworden, 
dass umfangreiche Vorarbeiten der 
kommunalen Veterinärbehörden von 
Seiten des Landes erwartet werden. 
In Rede stand dabei zunächst die Ein-
sicht in betriebliche Bestandsbücher. 
Zudem dürfte interessant werden, 
wie die Prüfung der dem LAVES nicht 
bekannten landwirtschaftlichen 
Betriebe erfolgen soll; Erkenntnisse 
aus der laufenden Überwachung lie-
gen dazu nur den Landkreisen vor.

Auch beim Erlass etwaiger Anord-
nungen auf der Grundlage der neuen 
Vorschriften müssen bestehende 
tierschutz- und arzneimittelrecht-
liche Anordnungen der Landkreise 
berücksichtigt werden, die dem 
LAVES ebenfalls allesamt nicht 
bekannt sind. Kurze Nachkontrol-
len, ob Anordnungen befolgt wer-
den, werden dann mit erheblichen 
Anfahrtszeiten der LAVES-Mitarbei-
ter verbunden sein.

Diese Ausführungen zeigen die 
Gefahr auf, dass die - gebührenfi-
nanzierte - Aufgabe und Ausstattung 
beim LAVES liegt, die Landkreise 
aber einen - nicht gebührenfinan-
zierten - Teil des Aufwandes zu tra-
gen haben. Dies ist in Anbetracht 
der fachlich nicht nachvollziehbaren 
Zuordnung dieser Aufgabe in keinem 
Fall zu akzeptieren. 

1	 Quelle: LAVES 2	 LT-Drs. 17/1250, S. 29
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vom 13.08.2014, LT-Drs. 17/1950, S. 5
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Preisverleihung des Wettbewerbes „Klima kommunal 2014“ in Hannover
Von Thorsten Bludau*

Fazit: Schwächung des Verbrau-
cherschutzes

In der Korrespondenz sowie in meh-
reren Gesprächen sind der Haus-
spitze des Landwirtschaftsministeri-
ums Kompromisse mit weitgehenden 
Zugeständnissen der kommunalen 
Ebene angeboten worden, die fach-
lich umsetzbar gewesen wären und 
den Bedenken des Ministeriums hin-
reichend Rechnung getragen hätten, 
aber von Minister Meyer abgelehnt 
wurden. Hintergrund scheint offen-
sichtlich die - nicht nachvollziehbare 
- Annahme zu sein, dass eine landes-

einheitliche Umsetzung auch mit den 
einer Fachaufsichtsbehörde zur Ver-
fügung stehenden Mitteln (insbeson-
dere Steuerung durch Erlass) nicht 
sichergestellt werden kann.3 Dies 
ist bei Aufgaben im übertragenen 
Wirkungskreis jedoch stets üblich 
und würde letztlich das Ende dieses 
staatlichen Aufgabenbereichs in den 
Kommunen bedeuten. 

Die Zuweisung der Zuständigkeit für 
die Überwachung von über 25.000 
landwirtschaftlichen Betrieben in 
ganz Niedersachsen zentral durch 
das LAVES in Oldenburg schwächt 
mithin im Ergebnis den Verbrau-
cherschutz: Die eine Behörde hat die 
Zuständigkeit, die andere die Kennt-
nis der Probleme vor Ort und weitere 
überschneidende Zuständigkeiten. 
Das Land ist daher aufgefordert, zeit-
nah eine Überprüfung vorzusehen, 
um das wichtige Ziel der Antibiotika-
Minimierung gerade in dem viehstar-
ken Land Niedersachsen nicht weiter 
zu gefährden.

Am 28. Januar 2015 fand die Preisver-
leihung aus Anlass des Klimaschutz-
wettbewerbes „Klima kommunal 
2014“ in Hannover statt. Träger des 
Wettbewerbs sind das Niedersächsi-
sche Ministerium für Umwelt, Ener-
gie und Klimaschutz (MU) sowie die 
Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Spitzenverbände Niedersachsens. 
Durchgeführt wurde der Wettbewerb 
durch die Klimaschutz- und Energie-
agentur Niedersachsen (KEAN). 

Grußwort NLT-Präsident Wiswe

Nach einer kurzen Ansprache von 
Umweltminister Stefan Wenzel hielt 
NLT-Präsident Klaus Wiswe das 
Grußwort für die Arbeitsgemein-
schaft der kommunalen Spitzenver-
bände Niedersachsen. Er ging dabei 
auf die 44 Wettbewerbsbeiträge, 
die Bedeutung des Klimaschutzes 
auch als Querschnittsaufgabe in den 
kommunalen Verwaltungen sowie 
die Chancen des Klimaschutzes für 
die lokale Wertschöpfung und für 
Energieeinsparungen in den Verwal-
tungen ein. Um die guten Ideen des 
Wettbewerbes in die kommunalen 
Verwaltungen zu tragen, sollen alle 
eingereichten Wettbewerbsbeiträge 
wieder in einer Broschüre vorgestellt 
werden, kündigte Wiswe an.

Die sechsköpfige Jury hat aus den 
eingereichten Wettbewerbsbeiträgen 
die drei Klimakommunen 2014 in den 
unterschiedlichen Größenkategorien 
sowie acht weitere Leuchtturmpro-
jekte ausgewählt. Insgesamt wur-
den dabei Preisgelder in Höhe von 
100.000 Euro vergeben, die vom Nie-
dersächsischen Umweltministerium 
zur Verfügung gestellt wurden. 

Klimakommune Landkreis Emsland

Der Landkreis Emsland ist für das 
Projekt „Klimaschutzwald zur Spei-
cherung von Kohlendioxyd“ als Kli-
makommune 2014 in der Kategorie 
mit mehr als 70.000 Einwohnern 
ausgezeichnet worden. Die Auszeich-
nung ist verbunden mit einem Preis-
geld von 20.000 Euro. 

Dieses Projekt wurde in der Folge der 
ersten im Jahre 2010 durchgeführten 
ersten Klimakonferenz des Land-
kreis Emsland auf den Weg gebracht. 
Auf einer Fläche von insgesamt 42 
Hektar sollen Waldneugründungen 
oder Erweiterungen vorhandener 
Waldbestände erfolgen. Dabei soll 
rechnerisch für jede/n Emsländer/
in ein Baum gepflanzt werden. Ziel 
ist die Verbesserung der CO2-Bilanz 
und die Schaffung von zusätzlichem 
Erholungs- und Lebensraum. Die 
Gesamtkosten betragen ca. zwei 
Millionen Euro, die aus Mitteln der 
Naturschutzstiftung sowie Geldern 
aus einem kreiseigenen CO2-Fonds 
finanziert werden. Aktuell sind 

bereits etwa zwei Drittel der Weg-
strecke zurückgelegt. 

Für die Jury ist das Projekt „Kli-
maschutzwald“ ein beispielhafter 
Anfangsimpuls für weitergehende 
nachhaltige Aktivitäten. Er unter-
stützt die Vernetzung von Bürgerin-
nen und Bürgern, der Naturschutz-
stiftung Landkreis Emsland und 
Unternehmen und führt zur langfris-
tigen Verbesserung der CO2-Bilanz.

Leuchtturmprojekt des Landkreises 
Lüchow-Dannenberg

Der Landkreis Lüchow-Dannenberg 
ist für den „Energieeffizienz Club“ 
als Leuchtturmprojekt mit einem 
Preisgeld von 7.000 Euro prämiert 
worden.

Zur Motivation privater Unterneh-
men für mehr Klimaschutz wurde 
2011 im Landkreis Lüchow-Dannen-
berg der „Energieeffizienz Club – 
Unternehmen für den Klimaschutz“ 
gegründet. Seither haben 14 the-
menbezogene Treffen stattgefunden, 
47 Unternehmen und Institutionen 
aus der Region nehmen regelmäßig 
an diesen Treffen teil. Der Kreis ist 
offen für neue Mitglieder. Neben den 
regelmäßigen Netzwerktreffen erhal-
ten die teilnehmenden Betriebe eine 
kostenlose Energieeffizienzberatung. 
Einmal jährlich werden die Ener-
gieverbräuche und durchgeführten 
Effizienzmaßnahmen abgefragt und 
erfasst: bis heute wurden 39 betriebli-
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che Effizienz-Maßnahmen durch das 
Netzwerk gefördert und initiiert. 

Dem Landkreis Lüchow-Dannenberg 
gelingt es gemeinsam mit der regio-
nalen Energieagentur und weiteren 
Akteuren in vorbildlicher Weise, pri-
vate Unternehmen zu motivieren, so 
die Bewertung der Jury. Besonders 
positiv bewertet wurde dabei die 
umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit 
sowie die regelmäßige Evaluierung 
der Maßnahmen-Umsetzung. 

Leuchtturmprojekt des Landkreises 
Friesland

Einen weiteren Preis in Höhe von 3.000 
Euro als Leuchtturm hat der Landkreis 
Friesland für das Projekt „Klima-
Contest – Energiesparwettbewerb an 
friesischen Schulen“ erhalten. 
 
Dieses Schulprojekt ist ein auf drei 
Jahre angelegter Wettbewerb der wei-
terführenden Schulen im Landkreis 
Friesland. Es geht um die höchste 
verhaltensbedingte Energieeinspa-
rung in den teilnehmenden Schulen. 
Bei einer Teilnahme am Wettbewerb 
müssen die teilnehmenden Schulen 
mindestens zehn Prozent Energie 
innerhalb eines Schuljahres einspa-
ren. Das Regionale Umweltzentrum 

Schortens (RUZ) übernimmt die päd-
agogische Betreuung und Weiterbil-
dung der beteiligten Schüler/innen, 
Lehrer/innen und Hausmeister. Zur 
Vorbereitung auf die Aufgabe führte 
das RUZ systematisch Schulungen 
(Zukunftswerkstätten) mit den Betei-
ligten durch. Während der Durchfüh-
rungsphase findet ein fortlaufendes 
Coaching statt. Der Wettbewerb star-
tete 2013 und endet 2015. 

Die Jury überzeugte, dass das Kon-
zept viele wichtige Einzelaspekte 
des Energiesparens miteinander ver-
knüpft und hierdurch - auch im bun-
desweiten Vergleich - mustergültig 
ist. Besonders hervorgehoben wurde 
die erfolgreiche Kooperation des 
Landkreises mit den kreisangehöri-
gen Städten und Gemeinden sowie 
dem regionalen Umweltzentrum.

Weitere Preisträger

Als Klimakommunen 2014 wurden 
zudem auch der Flecken Steyerberg 
(Bürger-Nahwärmenetz und ‑Breit-
bandversorgung) sowie die Stadt 
Buchholz in der Nordheide (Koopera-
tives Grundschulprojekt zum Klima-
schutz) ausgezeichnet. Weitere Leucht-
turmprojekte sind in der Gemeinde 
Wagenfeld (Moorwelten), der Stadt 

Bad Iburg (Energieoptimierung der 
Kläranlage), der Gemeinde Oster-
kappeln (Nahwärmeversorgung), der 
Stadt Emden (CO2-Fußabdruck), der 
Stadt Wolfsburg Förderprogramm zur 
Altbausanierung) sowie der Stadt Göt-
tingen (Klimaplan zur Verkehrsent-
wicklung) initiiert worden.

Festvortrag

Als Festvortrag referierte Prof. Dr. Olaf 
Eisen vom Alfred-Wegener-Institut, 
Helmholtz-Zentrum für Polar- und 
Meeresforschung und Universität 
Bremen zum Thema „Gletschereis 
und Klimawandel“. Dabei stellte er 
die aktuellen Daten zum Abschmel-
zen insbesondere der Eisschilde an 
den Polen sowie den menschlichen 
Einfluss auf die diesem Abschmelzen 
zugrunde liegende Erwärmung des 
Klimas dar. Anschaulich legte er dabei 
vor allem die Wirkmechanismen beim 
Abbrechen ganzer Eisschilfe an einem 
konkreten Beispiel in der Westantark-
tis dar. 

Zum Abschluss gab Lothar Nolte, 
Geschäftsführer der KEAN, noch 
einen kurzen Überblick über die bis-
herigen Aktivitäten sowie einen Aus-
blick auf bevorstehende Projekte und 
Aufgaben der Landesagentur.

Landrat Reinhard Winter (zweiter v.r.) nahm gemeinsam mit Vertretern des Landkreises Emsland den Preis für das Projekt „Klima-
schutzwald zur Speicherung von Kohlendioxid“ entgegen. Links im Bild: Umweltminister Stefan Wenzel, rechts: NLT-Präsident Landrat 
Klaus Wiswe.                                                                                                                                                                                  Foto: Stefan Koch
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Strategischer Handlungsrahmen für die Tourismuspolitik auf Landesebene

Auf der Grundlage von zwei „Werk-
stattterminen“ zu Beginn des zurück-
liegenden Jahres in Brake und in 
Goslar wurde im Niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr (MW) ein Strategie-
papier für die Tourismuspolitik des 
Landes erarbeitet, das am 28. Januar 
2015 von Staatssekretärin Daniela 
Behrens vorgestellt wurde. 

Das Papier soll ein strategischer 
Handlungsrahmen sein, der die 
Schwerpunkte der Tourismusent-
wicklung der nächsten Jahre 
beschreibt und für ein ganzheitli-
ches, ressort- und disziplinübergrei-
fendes Denken stehen soll. Mit einem 
Bruttoumsatz von rund 15 Milliarden 
Euro jährlich, 340.000 Vollzeitbe-
schäftigten und rund 40 Millionen 
Übernachtungen hat der Tourismus 
in Niedersachsen eine hohe wirt-
schaftliche Bedeutung. Ziel soll es 
nach Vorstellung des MW sein, die 
Branche durch kluges Handeln und 
Agieren weiter voran zu bringen. In 
Zukunft wird nach Einschätzung des 
MW nur der erfolgreich sein, der stra-
tegisch und konzeptionell denkt und 
handelt, sich mit Markttrends und 
Gästezufriedenheit auseinandersetzt 
und in die Qualität seiner Angebote 
investiert. Die niedersächsische Tou-
rismusstrategie soll die Richtung vor-
geben und Perspektiven eröffnen.

Es werden vier übergeordnete Leit-
sätze formuliert, die den Rahmen der 

Tourismuspolitik des Landes festle-
gen und mit konkreten Maßnahmen 
umgesetzt werden sollen.
-	 Bessere Rahmenbedingungen für 

touristisches Handeln schaffen,
-	 die Berücksichtigung von Nach-

haltigkeitsaspekten,
-	 die Steigerung der Attraktivität 

der touristischen Angebote,
-	 die Positionierung des Landes und 

seiner Tourismusregionen im nati-
onalen und internationalen Mar-
keting.

Aufgrund der eingeschränkten EU-
Förderkulisse kann MW lediglich 
32 Millionen Euro aus EFRE-Mitteln 
für touristische Projekte einplanen. 
Ergänzt werden soll dieser Betrag um 
Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ (GRW). Neben der 
Infrastrukturförderung soll auch an 
dem Instrument der einzelbetriebli-
chen Förderung des Beherbergungs-
gewerbes sowie touristisch gewerbli-
cher Vorhaben festhalten werden.

Konkret plant das Land die Förde-
rung

-	 überregional bedeutsamer Vorha-
ben im Bereich des Natur-, Kultur 
und Gesundheitstourismus,

-	 der Entwicklung und Realisie-
rung barrierefreier Angebote,

-	 von Projekten zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit von klei-
nen und mittelständischer Unter-

nehmen auch im touristischen Be-
reich.

Mit Blick darauf, dass das von der 
Landesregierung vorgelegte opera-
tionelle Programm zur EU-Struktur-
förderung 2014 - 2020 von der Euro-
päischen Kommission bei Vorstellung 
des Strategiepapiers noch nicht 
genehmigt war, waren konkretere 
Aussagen zu Förderrichtlinien nicht 
möglich.

Wie sich aus Ziffer 7 „Ausblick“ der 
Handlungsstrategie ergibt, sieht das 
MW den Handlungsrahmen nicht 
als Status beschreibendes Gutachten 
sondern als Werkstattbericht, der 
jährlich angepasst und fortgeschrie-
ben werden soll. In einer schnellle-
bigen von gesellschaftlichen Trends 
und Wertewandel beeinflussten 
Branche wie dem Tourismus, mache 
es keinen Sinn, Planungen für meh-
rere Jahre konkret festzuschreiben, 
wenn auf der anderen Seite per-
manent Marktforschung betrieben 
werde und kurzfristig auf ein sich 
änderndes Kundenverhalten und 
andere Markteinflüsse reagiert wer-
den müsse. Vor diesem Hintergrund 
soll der Dialog mit allen touristischen 
Akteuren im Format der Tourismus-
werkstatt fortgeführt werden.

Das Strategiepapier Tourismus kann 
als Download über die Internetseite 
www.mw.niedersachsen.de aufgeru-
fen und heruntergeladen werden.

Am 26. Januar verstarb nach langer schwerer Krank-
heit der Präsident der Landwirtschaftskammer Nie-
dersachsen, Johann Arndt Meyer zu Wehdel, im Alter 
von 62 Jahren. Der Niedersächsische Landkreistag 
(NLT) und seine Geschäftsstelle haben viele Jahre mit 
Herrn Meyer zu Wehdel eng zusammen gearbeitet. 
So war er von 2001 bis 2007 Vorsitzender des Verwal-
tungsrates der Niedersächsischen Tierseuchenkasse, 
anschließend bis zur Wahl zum Präsidenten der Land-
wirtschaftskammer Niedersachsen im Jahre 2009 
Vorsitzender des Vorstands der Tierseuchenkasse. 
Auch in vielen weiteren Funktionen und Ämtern gab 
es intensive Berührungen zur Arbeit der 37 nieder-
sächsischen Landkreise und der Region Hannover. In 
letzter Zeit standen im stets regen und offenen Dis-

NLT trauert um Johann Arndt Meyer zu Wehdel

kussionsaustausch zwischen NLT und der Spitze der 
Landwirtschaftskammer insbesondere Themen des 
Nährstoffmanagements in Niedersachsen im Vorder-
grund. Dabei war Meyer zu Wehdel ein stets geschätz-
ter, fachlich kompetenter und an einer gemeinsamen 
Lösung interessierter Vertreter seines Berufsstandes. 
NLT-Präsident Landrat Klaus Wiswe und Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied Prof. Dr. Hubert Meyer 
würdigten in ihrem Kondolenzschreiben an die 
Familie insbesondere die enge und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen, die maßgeblich durch die offene und 
sympathische Art von Meyer zu Wehdel bestimmt 
wurde. Der NLT wird Johann Arndt Meyer zu Wehdel 
in bester Erinnerung behalten. 



NLT 1/2015 17

Kommunalrecht aktuell

ersatzansprüche nach sich ziehen, 
berühre aber nicht die Wirksamkeit 
im Außenverhältnis. 

Dies gelte insbesondere für die Kün-
digung als einseitige empfangsbe-
dürftige Willenserklärung, da diese 
nicht der prozessualen Anfechtbar-
keit in einem Verwaltungsprozess 
unterliege und es allein auf ihre 
Wirksamkeit ankomme. Wegen des 
Gebots der Rechtssicherheit und des 
angemessenen Schutzes außenste-
hender Dritter schlage die mögliche 
Fehlerhaftigkeit der internen Wil-
lensbildung nicht auf die Wirksam-
keit der einem Außenstehenden 
gegenüber abgegebenen Willenser-
klärung durch. Ein entsprechender 
offensichtlicher Missbrauch der Ver-
tretungsmacht des Landrats sei nicht 
dargelegt. Dementsprechend fasst 
das OVG seinen Beschluss wie folgt 
zusammen: „Auf die Wirksamkeit der 
Kündigung eines Beauftragungsver-
trages nach § 5 NRettDG durch den 
Landrat hat es grundsätzlich keinen 
Einfluss, ob zuvor das zuständige 
Organ des Landkreises über die Kün-
digung entschieden hat.“

Abschließend weist das OVG noch 
darauf hin, dass auch die Regelungen 
des § 136 Abs.  4 Satz 4 NKomVG, 
wonach die wirtschaftlichen Betäti-
gungen und Einrichtungen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts 
durchgeführt werden dürfen, wenn 
ein wichtiges Interesse der Kommu-
nen daran besteht und Abwägungen 
zur Wirtschaftlichkeit vorgenommen 
werden, der Kündigung nicht entge-
gen stehe, weil die Kündigung des 
alten Vertrages und die Frage der 
künftig zulässigen Rechtsform strikt 
zu trennen sei. Auch verfassungs-
rechtliche Verstöße vermag das OVG 

Im konkreten Sachverhalt war der 
Antragsteller als sog. Beauftragter 
nach § 5 NRettDG durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag in einem 
Teilbereich des Kreises mit der 
Durchführung des Rettungsdienstes 
beauftragt worden. Diesen Vertrag 
hatte der Landrat des Landkreises 
entsprechend einem vorangegange-
nen Beschluss des Kreisausschusses 
zum 31. Dezember 2014 gekündigt. 
Im Wege des einstweiligen Rechts-
schutzes hat der Antragsteller 
sodann beantragt, eine Fortsetzung 
des Beauftragtenverhältnisses über 
diesen Zeitraum hinaus einstweilig 
anzuordnen. Dieser Antrag hatte in 
erster und zweiter Instanz keinen 
Erfolg. 

Nach Ansicht des Gerichts lag 
eine Kündigungserklärung vom 4. 
Dezember 2012 vor, mit dem gemäß 
den Regelungen des Vertrages die-
ser wirksam zum 31. Dezember 2014 
gekündigt wurde. Die Wirksam-
keit dieser Kündigung wurde vom 
Antragsteller insbesondere mit dem 
Argument angegriffen, dass im Jahre 
2012 eine Befassung des Kreistages 
nach § 58 NKomVG hätte erfolgen 
müssen. Das OVG weist bei der recht-
lichen Betrachtung der Wirksamkeit 
der Kündigungserklärung zutreffend 
darauf hin, dass die §§  58, 76 und 
85 NKomVG die Zuständigkeit der 
Organe der Kommune im Innen-
verhältnis betreffen, während § 86 
Abs. 1 Satz 2 NKomVG die Vertre-
tungsmacht des Hauptverwaltungs-
beamten im Außenverhältnis regelt. 
Diese Vertretungsmacht sei grund-
sätzlich unbeschränkt, eine interne 
rechtswidrige Vertretungshandlung 
des Hauptverwaltungsbeamten 
könne lediglich disziplinarrechtlich 
geahndet werden und ggf. Schadens-

Kommunalrecht und Rettungsdienst; Verwendung des Briefkopfes einer 

Kommune*

*	Zusammengefasst von Dr. Joachim Schwind, 
Geschäftsführer des NLT.

1	 Az. d. Gerichts: 13 ME 187/14

In der Rubrik Kommunalrecht aktu-
ell sind in dieser Ausgabe zwei Ent-
scheidungen des Niedersächsischen 
Oberverwaltungsgerichts aus dem 
Bereich des Rettungsdienstes zu 
nennen, wobei die erste eigentlich 
eine kommunalrechtliche Fragestel-
lung ist, die anhand der Kündigung 
eines Vertrages im Rettungsdienstbe-
reich zu entscheiden war. Die zweite 
Entscheidung betrifft den Fall des 
Widerrufs einer Genehmigung zur 
Durchführung von qualifizierten 
Krankentransporten wegen persönli-
cher Unzuverlässigkeit des Unterneh-
mers. Als drittes ist auf das Thema 
der Verwendung des Briefkopfes der 
Kommune bei persönlichen Schrei-
ben von Hauptverwaltungsbeamten 
hinzuweisen.

I.	 Wirksamkeit der Kündigung ei-
nes Vertrages im Rettungsdienst 
durch einen Landrat

Das OVG Lüneburg hat sich in einem 
Beschluss vom 14. November 20141  
mit der Frage der Wirksamkeit der 
Kündigung eines Vertrages durch 
einen Landrat bei möglicherweise 
fehlender Entscheidung des zustän-
digen Organs des Landkreises 
befasst. Die Entscheidung ist konkret 
zur Kündigung eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages nach § 5 des 
Niedersächsischen Rettungsdienst-
gesetzes (NRettDG) ergangen, dürfte 
aber auch die allgemeine Rechtslage 
bei einseitigen Willenserklärungen 
eines Hauptverwaltungsbeamten 
zutreffend wiedergeben. 
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nicht zu erkennen, insbesondere 
führe der Umstand, dass nicht sämt-
liche Beauftragungsverträge gleich-
zeitig gekündigt worden seien, zu 
keinem Gleichheitsverstoß. 

II.	 Widerruf einer Genehmigung 
zur Durchführung von qualifi-
ziertem Krankentransport

Im Rahmen einer Beschwerde im 
einstweiligen Rechtsschutz hat 
sich das OVG Lüneburg in einem 
Beschluss vom 6. Januar 20152 zur 
fehlenden Zuverlässigkeit eines 
Krankentransportunternehmers nach 
§§ 19 ff. NRettDG aufgrund zahlrei-
cher Verkehrsverstöße geäußert. Die 
Entscheidung des Landkreises, die 
Genehmigung zur Durchführung 
qualifizierter Krankentransporte 
nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des 
Verwaltungsver fahrensgesetzes 
zu widerrufen, wurde bestätigt, da 
der Antragsteller als unzuverlässig 
im Sinne des § 22 Abs.  1 Nr. 2 des 
NRettDG anzusehen sei.

Im konkreten Sachverhalt hatte der 
Genehmigungsinhaber in den letzten 
Jahren zahlreiche straßenverkehrs-
rechtliche Verfehlungen begangen, 
u. a. ein zweimaliger Verlust der 
Fahrerlaubnis wegen Trunkenheit im 
Straßenverkehr 2003 und 2007 sowie 
Verstöße durch Mobilfunknutzung 
bei einer Fahrt mit dem Krankenwa-
gen seines Unternehmens und wei-
tere Geschwindigkeitsverstöße. 

Dem Beschluss lassen sich wei-
tere Einzelheiten hinsichtlich der 
erforderlichen Beurteilung der 
Zuverlässigkeit des Krankentrans-
portunternehmers entnehmen, bei 

der das Gesamtverhalten und die 
Gesamtpersönlichkeit des Unterneh-
mers bzw. der für die Führung der 
Geschäfte bestellten Personen maß-
geblich ist. Das OVG weist darauf 
hin, dass der Antragsteller aufgrund 
seiner zahlreichen Verkehrsverstöße 
auch nicht in der Lage wäre, seine 
angestellten Fahrer wirkungsvoll zu 
einem verkehrsordnungsgemäßen 
Verhalten anzuhalten. Dies sei bei 
der Durchführung von qualifizierten 
Krankentransporten schon aufgrund 
der weitgehenden Hilfslosigkeit der 
anvertrauten „Fahrgäste“ aber von 
entscheidender Bedeutung. Daher 
liege auch die Voraussetzung des 
§ 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG vor, 
da ohne den Widerruf das öffentli-
che Interesse gefährdet würde. Dies 
begründet das OVG insbesondere mit 
dem gebotenen Schutz von Leib und 
Leben der transportierten Personen. 

III.	Verwendung des Briefkopfes ei-
ner Kommune bei persönlichen 
Schreiben von Hauptverwal-
tungsbeamten

Eine Antwort der Landesregierung 
auf eine Kleine schriftliche Anfrage 
behandelt das Problem der persön-
lichen Schreiben von Hauptverwal-
tungsbeamten unter dem Briefkopf 
der Kommune. In einem Einzelfall 
hatte sich ein Bürgermeister mit einem 
persönlichen Anliegen an die Bürger 
der Gemeinde gewandt. Hintergrund 
des Schreibens war die geplante 
Umwandlung der Samtgemeinde in 
eine Einheitsgemeinde. Dabei nutzte 
er im Briefkopf seines Schreibens 
den Schriftzug „Gemeinde Süd-
gellersen“ mit zwei dazugehörigen 
Wappen, unterschrieb den Brief zwar 
mit dem Zusatz Bürgermeister, aber 
wies auch darauf hin, dass es sich um 
ein persönliches Schreiben handele. 

Vor diesem Hintergrund fragte eine 
Landtagsfraktion, inwieweit es zuläs-
sig sei, bei einem solchen Fall im 
Briefkopf den Namen der Gemeinde 
und die Wappen abzubilden und wie 
der Sachverhalt rechtlich zu bewer-
ten sei.

Der Innenminister weist in seiner 
Antwort3 darauf hin, dass ein Bürger-
meister grundsätzlich zu allen in der 
Gemeinde diskutierten Angelegen-
heiten seine Meinung äußern könne. 
Dies gelte grundsätzlich und je nach 
konkreter Situation auch dann, wenn 
er in amtlicher Eigenschaft han-
dele. Wenn allerdings ein amtliches 
Schreiben einer Gemeinde an alle 
Mitbürgerinnen und Mitbürger ver-
sendet werde, stelle dies keine Mei-
nungsäußerung des Bürgermeisters 
dar, sondern sei typischerweise eine 
Unterrichtung der Einwohner nach 
§ 85 Abs. 5 NKomVG. Dann sei aller-
dings der Bürgermeister verpflichtet, 
die Einwohner möglichst umfassend, 
objektiv und sachlich zu unterrich-
ten. Da dies bei dem konkreten 
Schreiben nicht der Fall sei, sei die 
vom Bürgermeister hier zur Kund-
gabe seiner persönlichen Meinung 
gewählte amtliche und schriftliche 
Form, insbesondere die Verwendung 
des Briefkopfs und des Wappens der 
Gemeinde, deshalb unzulässig. 

Hinweis: Die genannten Gerichtsent-
scheidungen sind unter www.recht-
sprechung.niedersachsen.de z. B. bei 
Eingabe des Entscheidungsdatums, 
die erwähnte Landtagsdrucksache ist 
unter der Adresse www.landtag-nie-
dersachsen.de unter ➜ Parlaments-
dokumente abrufbar.

Sternstunden der jüngeren Verwaltungsgeschichte

Die letzte Sternstunde des ausgehen-
den Jahres 2014 hat die Europäische 
Kommission, hier die Generaldirek-
tion Gesundheit und Verbraucher, 
hervorgebracht (wie uns scheint, eine 
besonders helle Sternstunde). Hin-
tergrund eines Schreibens vom 16. 
Dezember 2014 an die Bundesrepu-
blik Deutschland ist ein Vertragsver-
letzungsverfahren gegen Deutsch-
land wegen der nicht vollständigen 
Umsetzung einer Richtlinie über die 

Mindestanforderung für den Schutz 
von Schweinen. Wörtlich führt die 
Kommission aus: 

„In ihrem Schreiben vom 26. August 
2014 weisen die deutschen Behörden 
darauf hin, dass in Deutschland 18 
von 11 116 einschlägigen Betrieben 
mit zehn oder mehr Sauen der Ver-
pflichtung zur Gruppenhaltung von 
Sauen bis 30. Juni 2014 nicht vollstän-
dig nachgekommen sind. Dies bedeu-

tet, dass 99,84 % der einschlägigen 
Betriebe in Deutschland ordnungsge-
mäß arbeiten.“ (…)

Normalerweise würde man denken, 
dass mit einer solchen Vollzugsquote 
ein guter Erfolg dokumentiert wird, 
zumal die Bundesregierung ausge-
führt hat, dass die restlichen nicht 
ordnungsgemäß arbeitenden Unter-
nehmen die erforderlichen Umstel-
lungsmaßnahmen baldmöglichst 

2	 Az. d. Gerichts: 13 ME 192/14 3	 LT-Drs. 17/2512
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abgeschlossen haben. Weit gefehlt: 
Die Kommission führt weiter aus: „Um 
jedoch das entsprechende Vertrags-
verletzungsverfahren abschließen zu 
können, ersuchen wir Deutschland 
um die Übersendung von Nachwei-
sen, die belegen, dass Deutschland 
seinen Verpflichtungen umfassend 
nachkommt“ (…) 

Völlig falsch und sicher zu deutsch 
gedacht wäre, dass die Kommission 
nun die Überwachungsunterlagen 
der 18 Betriebe anfordern würden, 
die die nach der Richtlinie gefor-
derte Umstellung nicht vorgenom-
men haben. Die Kommission möchte 
nämlich gerne die Akten zu allen 
11.116 Betrieben aus Deutschland 
vorgelegt bekommen. Wir doku-
mentieren den entsprechenden 
Absatz ungekürzt: „Der Nachweis 
der Ordnungsmäßigkeit muss außer 
einer Kopie der Berichte über die 
einschlägige Prüfung der betref-
fenden Betriebe auch eine Liste der 
Unternehmen umfassen, die einer 
verwaltungstechnischen Maßnahme 
unterzogen wurden, sowie eine Kopie 
der Verwaltungsanweisungen, eine 
Liste der Schließungsanordnungen 
und der geschlossenen Betriebe, eine 

Liste der gegebenenfalls geräumten 
Betriebe sowie weitere Nachweise, die 
nach Ansicht der deutschen Behörden 
die uneingeschränkte Beachtung 
der Rechtsvorschriften belegen. Die 
Unterlagen müssen also sämtliche 
Kontrollbesuche und Folgemaßnah-
men umfassen, die die deutschen 
Behörden durchgeführt haben, um die 
vollständige Einhaltung der Rechts-
vorschriften zu erreichen. Nur auf der 
Grundlage der oben beschriebenen 
zusätzlichen Informationen und ent-
sprechenden Nachweise können wir 
das Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland abschließen.“ (…)

Wie üblich gibt die Kommission 
hochachtungsvoll ihrer Bitte Aus-
druck, dass die geforderten Infor-
mationen innerhalb eines Monats ab 
dem Datum des Schreibens vorliegen 
sollen. Schließlich erfolgt auch noch 
das – sicher gut gemeinte – Angebot 
aus Brüssel, bei der Sortierung der 
Aktenberge aus den kommunalen 
Veterinärämtern Deutschlands zu 
helfen: 

„Meine Dienststellen stehen weiter 
zur Verfügung, falls Deutschland 
zusätzliche Informationen oder Anlei-

tung bei der Zusammenstellung der 
erforderlichen Unterlagen benötigen 
sollte.“

***

Eine überraschende höchstrichterli-
che Bestätigung hat der (im Nieder-
sächsischen Finanzausgleichsgesetz) 
immer einmal wieder kritisch hin-
terfragte Flächenmaßstab erfahren. 
Wir dokumentieren einen Leitsatz 
des Bundesverwaltungsgerichts, 
Beschluss vom 21. November 20141: 

„Der Gesetzgeber ist im Vergnügung-
steuerrecht von Verfassungs wegen 
nicht auf einen Wirklichkeitsmaßstab 
beschränkt. Wählt er stattdessen 
einen anderen (Ersatz- oder Wahr-
scheinlichkeits-)Maßstab, so ist er auf 
einen solchen beschränkt, der einen 
bestimmten Vergnügungsaufwand 
wenigstens wahrscheinlich macht. 
Dabei muss der gewählte Maßstab 
einen zumindest lockeren Bezug zu 
dem Vergnügungsaufwand aufwei-
sen (hier: Flächenmaßstab für einen 
Bordellbetrieb).“

Meinung

Kawoms
Von Lore Marfinn*

Nee, liebe Leser: Kawoms, das ist 
kein jüngst populär gewordenes It-
Girl, dem es gelungen ist, unter dem 
Horizont Ihrer Aufmerksamkeit, 
Ihres Interesses durchzutauchen. Es 
ist auch niemand aus dem Dschun-
gelcamp, keine Person also aus der 
sogenannten C- oder D-Ebene ver-
meintlich Prominenter (die B-Ebene 
sehe ich als zu hoch gegriffen an): 
Nicht ein Geschöpf, das sich mit eini-
gem Recht als Star fühlen sollte. Nein, 
Kawoms, das ist Aküfi1 in Reinkultur. 
Der hat uns in den letzten Wochen 
und Monaten bis zum Überdruss - 
und auch darüber hinaus - beschäf-
tigt mit Begriffen wie Pegida, Legida, 
Hagida und was es an diesen kruden 
Abkürzungen mehr gibt. 

*	Journalistin, Hannover, unseren Lesern als Gast-
kommentatorin bestens bekannt.

1	 Für die (wohl wenigen) Unbedarften sei‘s vor-
sorglich erläutert: Abkürzungsfimmel.

Kawoms steht für „Katastrophen, 
wohin man schaut“. Bei dem Wort 
Katastrophe denken wir ja allzu 
leicht an die ganz großen Knaller: 
Bankenkrise, Euro-Krise, Staats-
schuldenkrise. Ebola, Schweinepest 
und Vogelgrippe. Oder Exxon Valdez 
und Tschernobyl. Darüber berichten 
die Zeitungen. Immer (mal) wie-
der. Ich hingegen möchte mich den 
gewissermaßen alltäglichen Krisen 
zuwenden, die oftmals enervierend 
sein können, die oftmals viel erfor-
dern, sie zu überstehen. Ihre Zahl 
ist Legion. Einige wenige möchte ich 
ansprechen.

Die Umwelt-und-Klima-
Gipfel-Krise

1992 ging es los, mit dem Umweltgip-
fel in Rio de Janeiro. Diesem Gipfel 
folgte Klimakonferenz auf Klimakon-
ferenz. Nicht in so wunderschönen 

zentralen Orten wie Bruchköbel oder 
Altenholz. Nein, sie fanden statt in 
abgelegenen Städtchen wie Mont-
real, Durban, Marrakesch und Can-
cún. Auch in Nairobi und Neu Delhi 
haben schon Damen und Herren 
wegen des Klimas konferiert. Zuletzt 
in Lima.

Zeitungen - sprich: Journalisten - aus 
der ganzen Welt, auch Politiker sowie 
fachlich versierte Beobachter dieses 
wahnwitzigen Treibens äußerten 
sich über den letztgenannten Gipfel 
enttäuscht: „In der Substanz sind 
die gefassten Beschlüsse beunru-
higend schwach“, „Das Ergebnis ist 
deprimierend“, eine „Konferenz der 
verpassten Chancen“, „Eine weitere 
Weltklimakonferenz gescheitert“, so 
ihre Bewertung. Und dennoch: Dieser 
Veranstaltungsmarathon wird dem-
nächst in Paris fortgesetzt. Warum, 
wozu, weshalb? 

1	 Az. d. Gerichts: 9 B 20/14
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2	 Der Name ist mir leider entfallen; es stand in der 
Süddeutschen Zeitung.

Ich meine: Wenn man diese Konfe-
renzen und Gipfel abschaffte und 
nicht mit ich-weiß-nicht-wie-viel-
Köpfen starken Delegationen zu den 
genannten Tagungsorten düste, um 
dort praktisch nichts zu erreichen 
- dann hätten wir eine verdammte 
Menge für die Reinhaltung der Luft 
getan und kein Kerosin verschwen-
det. 

Die Wahlbeteiligungskrise
Na, da hat sich die SPD-Generalse-
kretärin aber mal was Tolles ausge-
dacht (hoffentlich hat sie wenigstens 
diesmal – anders als bei der Pegida-
„Geschichte“ – vorher mit ihrem Par-
teivorsitzenden darüber gesprochen). 
Sie will zur Steigerung der Wahlbe-
teiligung, die in der Tat bedauerns-
wert abgesunken ist, „ganze Wahl-
wochen“ einführen und dem Wähler 
„nicht nur an seinem Wohnort, son-
dern überall“ die Möglichkeit geben, 
sein Kreuz zu machen. Das „überall“ 
in diesem Satz konkretisiert sie mit 
dem Hinweis, man sollte das Wählen 
„an viel mehr öffentlichen Plätzen 
ermöglichen, in Rathäusern, Bahn-
höfen, öffentlichen Bibliotheken“. An 
Bordelle und öffentliche Bedürfnis-
anstalten denkt sie offenbar nicht. 
Das finde ich, immerhin, beruhi-
gend. Sie verbindet ihren Vorschlag 
zugleich mit einer Beschimpfung 
der Wähler(innen), die „schlicht 
aus einer gewissen Bequemlichkeit 
heraus den Weg ins Wahllokal nicht 
mehr finden“. 

Dem muss ich, liebe Leser, nicht 
widersprechen. Das hat für mich der 
CSU-Generalsekretär übernommen. 
Er erteilte Fahimis Vorschlägen eine 
Absage wie folgt: „Die Wähler sind 
nicht bequem und faul, sondern intel-
ligent und sich ihres Verhaltens sehr 
bewusst.“ Gut so, Andreas, gib‘s der 
Yasmin! Mal im Ernst, liebe Leser: 
Ob der von der Generalsekretärin 
gewählte Weg der richtige ist, etwas 
gegen Wahlenthaltung, Politikver-
drossenheit und ähnliche Stimmun-
gen im Wahlvolk auszurichten - da 
habe ich meine großen Zweifel. Wenn 
ich die dazu veröffentlichte Meinung 
korrekt zusammenfasse, so ist sie mit 
ihren Vorschlägen gegen die Wand 
gebrettert. Einer der Kommentato-
ren2 hat in diesem Zusammenhang 
sinngemäß angemerkt, dem Wähler 

die Wahlurne nun noch ins Wohn-
zimmer zu schleppen, so klein sollten 
sich selbst die geschwächten Parteien 
nicht machen. Das hat meine volle 
Zustimmung. 

Und ob uns der Weg über ein biss-
chen mehr direkte Demokratie, wie 
er aktuell auch in Niedersachsen 
wieder einmal diskutiert wird, nach 
vorne bringt - auch da habe ich starke 
Zweifel. Und freue mich, dass meine 
Zweifel die volle Rückendeckung des 
Niedersächsischen Landkreistages 
haben, dessen Geschäftsführer sich 
bereits in diesem Sinne in der Presse 
geäußert hat. 

Die Politiker-wechseln-in-die-Wirt-
schaft-Krise
Seit wie langer Zeit ist das ein Thema, 
über das sich die Leute ergreifend 
ereifern können? Gute zehn Jahre? 
Oder doch schon zwanzig? War Mar-
tin Bangemann von der Gott-hab‘-
sie-selig-FDP seinerzeit der erste 
Auffällige? Ich weiß es nicht mehr; 
sicher ist nur eins: Katherina Reiche, 
die zu einem kommunalen Verband 
wechseln will und bisher in Berlin 
als Parlamentarische Staatssekretä-
rin agierte, ist im Moment die letzte 
dieser Art. Decken wir den Mantel 
barmherziger Nächstenliebe über 
die vielen Namen, die es mit dieser 
Wechselei schon zu Schlagzeilen 
gebracht haben. Gerade auch in der 
eher jüngeren Zeit. 

Nun aber will die Große Koalition 
eine Regelung treffen. Was bisher 
bekannt geworden ist, deutet auf 
eine Regel-Karenzzeit hin, aber auch 
auf Ausnahmefälle. Ich finde, dass 
diese Regelung, wie immer sie denn 
letztendlich aussehen wird, reine 
Alibi-Funktion hat. Im medizinischen 
Bereich würden wir von einem Pla-
cebo-Effekt sprechen. Glaubt denn 
im Ernst jemand, ein frühere Kanzler 
dieser Republik, der sich ein wenig 
um den Energieversorger Gazprom 
kümmern möchte, habe keinerlei 
Einflussmöglichkeiten und Bekannt-
schaften mehr, die er im Sinne sei-
nes neuen Auftrag- oder Arbeitge-
bers anzapfen und nutzbar machen 
könnte? Kommt es da auf sechs oder 
zwölf oder achtzehn Monate an? Der 
Gedanke ist albern. Wollen wir denn 
wirklich alle gemeinsam annehmen, 
dass dieser Mann sein Notizbuch mit 
allen Telefonnummern und Namen, 
die für den Job des Lobbyisten nütz-
lich sein könnten, verbrannt hat und 
sein Gedächtnis so löchrig ist wie 
ein Sieb?  Ich wiederhole mich gerne: 

Dies anzunehmen ist albern!

Nebenbei: Wer sich an einen solchen 
Wechselfall erinnern möchte, der, 
wie der Volksmund das gerne nennt, 
„in die Hose gegangen ist“, der sei 
an den Hessen Roland Koch erinnert. 
Umstrittener, aber unangefochtener 
Ministerpräsident in seinem Bundes-
land, ist er nach etwa drei Jahren als 
Chef eines Baukonzerns gescheitert. 
So kann es auch gehen. Im Übrigen: 
So lange, wie über Karenzzeit-Regeln 
diskutiert wird, besteht daneben die 
Meinung, zwischen Politik und Wirt-
schaft müsse es Wechselmöglichkei-
ten und Durchlässigkeit geben. Weil 
dieser Weg, in die eine oder andere 
Richtung gegangen, wohltuend, 
bereichernd, befruchtend usw. usf. 
sei. 

Die Wowi-Würdigungs-Krise
Als Klaus Wowereit, der Regierende 
Bürgermeister von Berlin, seinen 
demnächstigen Rücktritt ankün-
digte, habe ich mir zu diesem Gro-
ßereignis der deutschen Politik vier 
Leserbriefe zu Gemüte geführt. Ich 
zitiere daraus:

„W. konnte … lange genug nach 
Gutsherrenart schalten und walten, 
hat fröhlich lächelnd eine Menge 
Steuergelder … zu Asche gemacht.“ 
„Wohlmöglich ist W. der bedeu-
tendste Berliner Politiker nach Ernst 
Reuter.“ „Zweifellos war W. der unfä-
higste Bürgermeister Deutschlands.“ 
„Klaus W. war der einzige Politiker 
von Gewicht, den Berlin in den letz-
ten Jahren aufzubieten hatte. … es 
(gibt) keinen geeigneten Nachfolger.“

Ja, wat denn nu?

Die Flughafen-Berlin-Brandenburg-
Super-Krise
Bleiben Sie ruhig, liebe Leser, nichts 
soll über diesen schier unendlichen 
Pleitenbau über meine Lippen kom-
men (bzw. mir in die Tasten sprin-
gen). Aber ein Zitat hat mir gar zu 
gut gefallen, das möchte ich Ihnen 
nicht vorenthalten. Es stammt von 
Rainer Bretschneider, dem Vize-
Aufsichtsratschef: „Wir wollen fertig 
werden. Wir wollen, dass der Flug-
hafen fliegt.“ Ich wünsche Herrn 
Bretschneider und allen, die mit dem 
Flughafen fliegen wollen, dabei alles 
Gute. Mir selbst stellt sich die Frage, 
ob Charles Bukowski vielleicht doch 
viel mehr Recht hatte, als ich bisher 
angenommen habe, als er meinte: 
„Das Leben ist eine Illusion, hervor-
gerufen durch Alkoholmangel.“
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Über die Situation der Kreisfinanzen 
2015 berichtete NLT-Beigeordneter 
Herbert Freese. Er stellte die Ent-
wicklung der kommunalen Steuer-
einnahmen von 1992 bis 2018 und 
die Liquiditätskredite von 1996 bis 
30. September 2014 dar. Die Haus-
haltsumfrage 2015 habe ergeben, 
dass 14 Kreishaushalte komplett und 
elf strukturell ausgeglichen seien. 
Nach einem Blick auf die Kreis-
umlagesätze erläuterte Freese die 
Soforthilfe durch den Bund 2015 bis 
2017. Demnach sollen 500 Millio-
nen Euro verteilt werden durch die 
Erhöhung des Gemeindeanteils an 
der Umsatzsteuer und weitere 500 
Millionen Euro durch die Erhöhung 
der Bundesbeteiligung an der Kosten 
der Unterkunft (SGB II) um 3,7 Pro-
zentpunkte. Zusätzlich sehe der Bund 
eine Kostenhilfe für Flüchtlinge i.H.v. 
500 Millionen Euro vor. Unklar sei 
die im Koalitionsvertrag zugesagte 
Entlastung von insgesamt fünf Mil-
liarden Euro ab 2018. Zur geplanten 
Überprüfung des KFA teilt Freese 
mit, dass der Zeitplan sich erheblich 
nach hinten verschoben habe und 
mit der Vorlage des Gutachtens sowie 
einer politischen Bewertung nicht 
vor dem Sommer 2015 zu rechnen sei. 
Ferner informierte Freese über die 
Modalitäten des Kostenausgleichs für 
die Betreuung Unter Dreijähriger.

NLT-Geschäftsführer Dr. Joachim 
Schwind erläuterte den Entwurf der 
„Bad Nenndorfer Erklärung zum 
Asyl- und Zuwanderungsrecht“, die 
im internen Teil der 75. Landkreis-
versammlung in Bad Nenndorf ver-
abschiedet werden soll.

In seinen Ausführungen zu weite-
ren aktuellen Themen berichtete 

Konferenz der Ehrenamtler in der Landkreisversammlung

Am 29. Januar 2015 begrüßte NLT-
Präsident Landrat Klaus Wiswe die 
ehrenamtlichen Repräsentantinnen 
und Repräsentanten der Landkreise in 
der Landkreisversammlung im Haus 
der kommunalen Selbstverwaltung 
in Hannover. Der amtierende Abtei-
lungsleiter der Kommunalabteilung 
im Innenministerium, Ltd. Minis-
terialrat Jürgen Franke, hielt einen 
Vortrag zum aktuellen Entwurfsstand 
der Novelle des Niedersächsischen 
Kom mu na lver fassu ngsgeset zes 
(NKomVG). Mit der förmlichen Ver-
bandsbeteiligung sei wahrscheinlich 
vor den Sommerferien zu rechnen, 
berichtete Franke. Das parlamen-
tarische Verfahren solle nach der 
Sommerpause beginnen; nach jetzi-
ger Planung sei ein Inkrafttreten des 
Gesetzes zum 1. Januar 2016 geplant. 
Inhaltliche Schwerpunkte seiner 
Ausführungen betrafen die Stellung 
der Gleichstellungsbeauftragten, die 
vorgesehenen Veränderungen zur 
direkte Bürgerbeteiligung und die 
Erleichterungen der wirtschaftlichen 
Betätigung. Diskussionen gab es 
zum Bürgerbegehren (§ 32); hier sah 
die Konferenz die Absenkung der 
Antragsquoren eher kritisch.

Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
Prof. Dr. Hubert Meyer berichtete zur 
Frage der Entschuldung von Kommu-
nen nach Auslaufen des Zukunftsver-
trages über den aktuellen Sachstand. 
Aus dem Zukunftsvertrag stünden 
noch rund 555 Millionen Euro zur 
Verfügung. Das Innenministerium 
beabsichtige, diese im Rahmen eines 
erweiterten Bedarfszuweisungsver-
fahrens an besonders hoch verschul-
dete Kommunen zu gewähren. Die 
Frage einer Fusion im Raum Helm-
stedt sei dabei noch nach den alten 
Regeln des § 14a NFAG vorzuneh-
men. Derzeit bestünden Überlegun-
gen, Kommunen mit einer besonders 
hohen Liquiditätskreditverschuldung 
dann zu unterstützen, wenn sie 
einerseits weitergehende eigene Ein-
sparanstrengungen anstreben und 
sie andererseits über extrem hohe 
(mindestens 1.000 Euro je Einwohner) 
Liquiditätskredite verfügten. Dabei 
sei von vornherein klar, dass finanz-
starke Kommunen insoweit nicht auf 
Finanzmittel rechnen könnten. Diese 
Position habe das Präsidium des NLT 
im Grundsatz im November des letz-
ten Jahres gebilligt. Es bleibe abzu-
warten, welche konkreten Vorschläge 
aus dem Innenministerium folgen 
würden. 

Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied Prof. Dr. Hubert Meyer über 
die Vereinbarung des Landes mit 
den kommunalen Spitzenverbänden 
zur Umsetzung der Inklusion. Die 
Klagen würden ruhend gestellt; ein 
Gesetzentwurf sei in Arbeit. Das 
Land würde nach einer Übergangs-
regelung im 2016  30 Millionen Euro 
im Jahr für die Umsetzung zur Verfü-
gung stellen; über ein pädagogisches 
Konzept würden Gespräche geführt. 
In der Schulgesetznovelle sei nun 
vorgesehen, die bestehenden Förder-
schulen Sprache nicht anzutasten. 
Diskussionsbedarf gebe es nach wie 
vor über die Rolle der Förderzentren. 
Zum Thema Landes-Raumordnungs-
programm (LROP) informierte Prof. 
Meyer die Konferenz darüber, dass 
die kommunalen Spitzenverbänden 
aufgrund zahlreicher Änderungs-
wünsche und Petitionen ein neues 
Anhörungsverfahren gefordert hät-
ten. Bei der Frage des Breitbandaus-
baus bestünde große Einigkeit mit 
der Landesregierung über die Bedeu-
tung des Vorhabens. Die Landkreise 
in Niedersachsen seien bereit, die 
planerischen Vorarbeiten zu leisten 
und auch selbst gestaltend tätig zu 
werden. Land und Bund stünden aber 
in der Pflicht, finanziell ausreichende 
Mittel für den flächendeckenden 
Ausbau eines schnellen Breitband-
netzes zur Verfügung zu stellen. 
Zudem sei es für die niedersäch-
sischen Landkreise unabdingbar, 
schnellstmöglich Klarheit hinsicht-
lich der zukünftigen Rahmenrege-
lungen für den Breitbandausbau zu 
erhalten. Abschließend berichtete 
Prof. Dr. Meyer kurz über die Absicht 
der Landesregierung, eine Enquete-
Kommission Südostniedersachsen 
einzurichten.

Die Konferenz diskutierte ausführlich über den Entwurf der „Bad Nenndorfer Erklärung 
zum Asyl- und Flüchtlingsrecht“, hier: Dieter Möhrmann, Landkreis Heidekreis.  Foto: NLT
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31. Landräteseminar des NLT in Celle -

Schnellere Abwicklung von Asylverfahren gefordert

Beim 31. Landräteseminar des Nie-
dersächsischen Landkreistages am 
5./6. Februar 2015 in Celle haben die 
Hauptverwaltungsbeamten der 37 
niedersächsischen Landkreise und 
der Region Hannover ein Umdenken 
in der Asylpolitik gefordert. NLT-Prä-
sident Landrat Klaus Wiswe mahnte 
gegenüber dem Präsidenten des Bun-
desamtes für Migration und Flücht-
linge (BAMF) Dr. Manfred Schmidt 
eine konsequente Beschleunigung 
und Optimierung der Asylverfah-
ren an. „Das zuständige Bundesamt 
muss so ausgestattet werden, dass es 
seinen gesetzlichen Verpflichtungen 
nachkommen kann. Und das Land 
Niedersachsen muss die Kapazitäten 
der Erstaufnahme dringend den tat-
sächlichen Bedürfnissen anpassen. 
Es ist völlig inakzeptabel, dass sehr 
viele Asylbewerber auf die Kom-
munen verteilt werden, bevor sie 
überhaupt einen Asylantrag gestellt 
haben“, erklärte Wiswe. Es müsse die 
Unterbringung und Betreuung derje-
nigen gesichert werden, die wirklich 
Hilfe benötigen (s. auch den Bericht 
ab Seite 27).

Am Donnerstag, 5. Februar, stellte 
sich außer dem Niedersächsischen 
Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz, Stefan Wenzel, auch 
Olaf Lies, Niedersächsischer Minister 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 
der Diskussion mit den Hauptverwal-
tungsbeamten (s. Berichte ab Seite 
24). Am Abend des 5. Februar war 
Landesbischof Ralf Meister zu Gast 
in Celle und hat mit seiner launigen 
„Dinner Speech“, in der er histori-
sche Bezüge, hohe Literatur und die 
Bedeutung der Landkreise in heutiger 
Zeit verwoben hat, zu einem regen 
Meinungsaustausch beigetragen. Für 
seine Rede erhielt der Bischof viel 
Applaus (s. Bericht ab Seite 26). 

Um ein soziales Thema ging es zum 
Anschluss des 31. Landräteseminars: 
„Ein Beitrag zu einer inklusiven 
Gesellschaft - Das Bundesteilhabe-
gesetz und die Reform der Einglie-
derungshilfe“, so lautete der Titel des 
Referats von Marc Nellen, Leiter der 
Projektgruppe Bundesteilhabegesetz 
im Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales. Ebenfalls zu diesem Thema 
informierte die fachlich zuständige 
Beigeordnete des Deutschen Land-
kreistages (DLT), Dr. Irene Vorholz 
(s. Bericht ab Seite 29).

Einleitend begrüßte NLT-Vizeprä-
sident Landrat Bernhard Reuter 
den Niedersächsischen Minister für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz, 
Stefan Wenzel. Er referierte unter 
der Fragestellung „Zwei Jahre nach 
dem Regierungswechsel - Vor wel-
chen Herausforderungen steht die 
Niedersächsische Umweltpolitik?" 
Er betonte dabei, dass - obwohl der 
Umweltbereich nur ein Prozent der 
Ausgaben des Landeshaushaltes aus-
mache - zahlreiche und umfangreiche 

Aufgaben in diesem Ressort angesie-
delt seien. Derzeit gäbe es alleine in 
drei Bereichen erheblichen Druck von 
der EU-Kommission: Bei der Auswei-
sung von FFH-Gebieten, im Hinblick 
auf die Nitratbelastung der Gewässer 
in Niedersachsen sowie im Bereich 
der Flüsse Ems und Weser. 

Zur Ausweisung von Natura-
2000-Gebieten bot Minister Wenzel 
unter Hinweis auf die mit dem NLT 
abgeschlossene Zielvereinbarung 

Vor welchen Herausforderungen steht die niedersächsische 
Umweltpolitik?

Minister Stefan Wenzel bezog sich in seinem Vortrag auf die Herausforderungen in der 
niedersächsischen Umweltpolitik.
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zunächst einen weiteren Dialog 
mit seinem Hause an. Ob die EU-
Kommission die Zielvereinbarung 
akzeptieren werde, stehe noch nicht 
abschließend fest. Zur Umsetzung der 
Vereinbarung sagte Minister Wenzel 
zu, dass das „Umweltministerium 
alles tun werde, um die Landkreise 
zu unterstützen. Wir fühlen uns als 
MU mit verantwortlich.“ 

Die Landräte verwiesen vor allem 
auf die erheblichen, auch mit 
zusätzlichem Personal untersetzten 
Anstrengungen der Kommunen bei 
der Umsetzung der EU-Vorgaben. Sie 
forderten noch einmal nachdrücklich 
die dafür nötigen Vorleistungen des 
Landes ein. Insbesondere auf die 
noch fehlenden Erlasse zu Schutzge-
bietsfestsetzungen im Wald würden 
die Landkreise dringend warten, 
um entsprechende Schutzgebiete vor 
Ort überhaupt ausweisen zu können. 
Hierzu berichtete Minister Wenzel, 
dass sich die Erarbeitung der Erlasse 
zu Schutzgebietsfestsetzungen im 
Wald, zu dessen Inkraftsetzen bis zum 
Ende des letzten Jahres sich das Land 
in der Zielvereinbarung verpflichtet 
hatte, „in der Endphase“ befinde. Das 
Land habe auch zusätzliche Mittel 
für Kartierungsarbeiten eingestellt 
und insgesamt im Umweltbereich 20 
zusätzliche Stellen geschaffen. 

Zum Thema Nährstoffmanagement 
bzw. zu der damit im Zusammen-
hang stehenden Nitratbelastung des 
Grundwassers beschrieb Minister 
Wenzel eingangs noch einmal die 
besorgniserregende Situation ins-
besondere der Grundwasserkörper 
in Niedersachsen. Bedenklich sei, 
dass die Nitratwerte in zahlreichen 
Grundwasserkörpern in den  letzten 
Jahren - nach einer Entspannung vor-
her - wieder anstiegen, obwohl das 
Land erhebliche Mittel insbesondere 
in den kooperativen Grundwasser-
schutz gegeben habe. Daher bedürfe 
es nunmehr einer Verschärfung des 
Ordnungsrechts. Auf Bundesebene 
werde derzeit bei der Novellierung 
des Düngerechts versucht, eine Län-
derermächtigung zur Vorlage der 
betrieblichen Nährstoffvergleiche 
aufzunehmen. Das Land wünsche 
sich auch eine Lösung des Daten-
schutzproblems. 

Aus der Mitte der Landräte wurde 
erneut darauf hingewiesen, dass die 
Bau- bzw. Immissionsschutzbehör-
den mit der Möglichkeit, Ställe auch 
schließen zu können, das schärfste 
Instrument in der Hand hielten. 

Daher bräuchten die Landkreise aber 
zwingend Daten der Landwirtschafts-
kammer. Minister Wenzel betonte in 
diesem Zusammenhang, dass ihm 
persönlich die freiwillige Abgabe 
einer Datenschutzerklärung durch 
die Landwirte nicht ausreiche. Aller-
dings müssten Lösungen gemeinsam 
mit den Landwirten bzw. dem Land-
volkverband gefunden werden. 

Weiter wurde aus der Mitte der 
Landräte darauf hingewiesen, dass 
der Entwurf eines Erlasses der Lan-
desregierung zur Zusammenarbeit 
der zuständigen Behörden, der u.a. 
vom NLT mit erarbeitet worden sei, 
bereits seit langem den Häusern vor-
liege. Gleiches gelte für Vorschläge 
zur Lösung des Datenschutzproblems 
sowie für eine Verschärfung des Ord-
nungsrechts, die bereits anlässlich 
des 2. Nährstoffsymposiums konkret 
vom NLT formuliert worden seien. 

In diesem Zusammenhang wur-
den auch noch die Verwendung der 
erhöhten Wasserentnahmegebühr 
sowie die durch die verstärkte Ver-
bringung der Gülle und Gärresten 
neu entstehenden Probleme in den 
Ackerbauregionen Niedersachsens, 
in denen es deshalb zunehmend 
stärkere Nachbarbeschwerden gäbe, 
angesprochen. Kritisch hinterfragt 
wurden die Grenzwerte von Ammo-
niak-Immissionen, zu denen eben-
falls seit längerer Zeit ein Erlass des 
Umweltministeriums angekündigt ist. 

Minister Wenzel wies im Zusam-
menhang mit der Erarbeitung des 
Windenergieerlasses einleitend dar-
auf hin, dass hierbei eine Abwägung 
zwischen der durch den Ausbau ent-
stehenden Wertschöpfung mit den 
dadurch beeinträchtigten Schutzgü-
tern, insbesondere der menschlichen 
Gesundheit und des Naturschutzes 
erfolgen müsse. Die derzeit installier-
ten ca. 6.000 Anlagen würden etwa 
8.000 Megawatt elektrische Leistung 
produzieren.

Bis zum Jahre 2050 solle die Leistung 
auf 20.000 Megawatt gesteigert wer-
den, um die energiepolitischen Ziele 
des Landes zu erreichen. Aufgrund 
weiter steigender Anlagenleistungen 
könnten dafür gegebenenfalls jedoch 
schon etwa 4.000 Anlagen ausreichen. 
Problematisch sei, dass bei ca. 25 
Prozent der derzeit installierten Anla-
gen der Abstand zur Wohnbebau-
ung geringer als 400 Meter sei. Der 
geplante Windenergieerlass solle den 
Landkreisen als Hilfestellung dienen. 

In der folgenden Diskussion wurde 
deutlich, dass die Erarbeitung des 
Windenergieerlasses von den Land-
räten insgesamt als überflüssig ange-
sehen wurde. Dabei kritisierten sie 
insbesondere, dass die darin enthal-
tenen Flächenangaben für die einzel-
nen Landkreise keine Hilfestellung 
darstellten, sondern für die Planungs-
prozesse kontraproduktiv seien. 
Insbesondere die Vermischung von 
harten immissionsschutzrechtlichen 
Vorgaben, die sofort einzuhalten 
seien, und Planvorgaben, die auf das 
Jahr 2050 zielten, sei problematisch. 
Auf Nachfrage stellte Umweltminis-
ter Wenzel klar, dass das Ersatzgeld 
für naturschutzrechtliche Eingriffe 
auch zukünftig an die unteren Natur-
schutzbehörden gezahlt werden soll. 

Zum weiteren Verfahren bei der 
Erarbeitung des Erlasses nahmen die 
Landräte zustimmend zur Kenntnis, 
dass für den Leitfaden zum Natur- 

und Artenschutz kein Zeitdruck 
bestehe. 

Im Hinblick auf die Planvorgaben des 
Landes (1,4 Prozent der Landesfläche) 
wies Umweltminister Wenzel darauf 
hin, dass dieser Ansatz noch unter-
halb des vom Bund geplanten Wertes 
(zwei Prozent) liege. Hierzu wurde 
von einem Landrat erwidert, dass 
das Nds. Oberverwaltungsgericht in 
einem Rechtsstreit zur Anfechtung 
des regionalen Raumordnungspro-
grammes eine Ausweisung von 0,5 
Prozent der Kreisfläche akzeptiert 
habe. Sofern eine landesweite Rege-
lung mit höheren Flächenvorga-
ben im Raum stehe, würde dies als 
Schützenhilfe für zukünftige Klagen 

Johann Wimberg, Landrat des Landkrei-
ses Cloppenburg, brachte sich in die Dis-
kussion ein.
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dienen. Ergänzend wurde darauf 
hingewiesen, dass die Aufstellung 
der regionalen Raumordnungspro-
gramme dem eigenen Wirkungskreis 
zugehöre, dem naturgemäß Regelun-
gen durch Erlass entzogen seien. 

Kurz angesprochen wurde auch 
die im Entwurf des Landes-Raum-
ordnungsprogramms vorgesehene 
Regelung für Bauschuttdeponien, 
die derartige Deponien flächende-
ckend im Abstand von 35 Kilometern 
vorsieht. Minister Wenzel sprach 
diesbezüglich das derzeit bestehende 
Mengenproblem in Niedersachsen, 
vor allem im Nordwesten des Landes, 
an und warb für eine Unterstützung 
dieses Ansatzes. Er sehe diese Auf-
gabe, anders als die Landesregie-

rung in der Vergangenheit, eher als 
öffentlich-rechtliche Aufgabe an und 
wünsche sich eine Kooperation mit 
den Landkreisen. 

Von kommunaler Seite wurde darauf 
hingewiesen, dass eine flächende-
ckende Ausweisung entsprechender 
Deponieflächen mit einem starren 
Abstand in der Sache verfehlt sei. 
Vielmehr sollten keine systemati-
schen Feststellungen erfolgen, son-
dern eine aufkommensgerechte Aus-
weisung dieser Deponien im Land 
erfolgen. 

Im Hinblick auf den derzeit laufenden 
Dialogprozess zum Fracking verwies 
Minister Wenzel darauf, dass der 
Entwurf einer Stellungnahme des 

Landes an den Bund derzeit in inter-
ner Abstimmung sei. Er persönlich 
wolle keine Erprobung in Nieder-
sachsen, vielmehr bedürfe es einer 
Stärkung des Wasserrechts. Bisher 
bestünde ein Anspruch auf Genehmi-
gung dieser Vorhaben. Sachgerecht 
sei jedoch eine Entscheidung nach 
Ermessen unter Beachtung des was-
serrechtlichen Besorgnisgrundsatzes. 
Trinkwassergewinnungsgebiete und 
Naturschutzgebiete müssten von die-
ser Technologie in jedem Fall freige-
halten werden. Auf der anderen Seite 
sei Niedersachsen jedoch das bedeu-
tendste Förderland in Deutschland, 
daher habe sich die Landesregierung 
entschieden, das sogenannte konven-
tionelle Fracking unter strengen Auf-
lagen weiter zu erlauben. 

Auf eine niedersächsische Position 
zum Wertstoffgesetz angesprochen, 
erläuterte Umweltminister Wenzel, 
dass das Land Niedersachsen mit 
drei anderen Bundesländern einige 
Eckpunkte herausgegeben habe. 
Danach bestünde kein Bedarf mehr 
für die dualen Systeme. Er spreche 
sich vielmehr für eine kommunale 
Steuerungsverantwortung in diesem 
Bereich aus. Die meisten Kommunen 
würden diese Leistungen seiner Ein-
schätzung nach ohnehin weitgehend 
ausschreiben. Beim Bund stoße dieser 
Vorschlag aber nicht auf fruchtbaren 
Boden. Das zuständige Bundesminis-
terium wolle vermutlich eine neutrale 
Stelle in modifizierter Form. 

Vizepräsident Reuter wies in diesem 
Zusammenhang abschließend darauf 
hin, dass man die Position des Minis-
ters grundsätzlich sehr begrüße, den 
Kommunen aber die Entscheidung 
verbleiben müsse, auch eine Inhouse-
Vergabe vorzunehmen.

Breitbandausbau, 
Niedersächsisches Tarif-
treue- und Vergabegesetz, 
Zukunft des ÖPNV

Um „Aktuelle Herausforderungen 
kommunal politisch bedeutsamer 
Themen des Wirtschaftsministeri-
ums: Breitbandausbau, Niedersäch-
sisches Tariftreue- und Vergabege-
setz, Zukunft des ÖPNV“ ging es 
anschließend im Gespräch mit Olaf 
Lies, MdL, dem Niedersächsischen 
Minister für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr unter Moderation von NLT-
Präsident Landrat Klaus Wiswe.

Minister Olaf Lies bekräftigte die Notwendigkeit eines raschen Breitbandausbaus für das 
Flächenland Niedersachsen. 
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Die Bereitstellung eines schnellen 
Internetanschlusses für alle, auch in 
der Fläche, wird als Infrastrukturauf-
gabe der Gegenwart gesehen. Minis-
ter Lies zeigte auf, dass der Bund 
eine Versorgung von 50 MBit bis 
2018 anstrebe. Das Land sei zurück-
haltender, peile eine Versorgung 
mit 30 MBit an. Aus seiner Sicht sei 
es sinnvoll, in zukunftsfähige Glas-
fasertechnologie zu investieren. Das 
Telekommunikationsgesetz habe den 
Markt in den Vordergrund gestellt. 

Die digitale Agenda des Bundes sehe 
- ohne Finanzierungszusage - den 
Einsatz der digitalen Dividende für 
den Breitbandausbau vor. 50 Prozent 
der Mittel sollten den Ländern zuflie-
ßen. Dies würde nach den derzeiti-
gen Schätzungen etwa 50 Millionen 
Euro zusätzlich für Niedersachsen 
bedeuten. Mit den über die Struk-
turförderung vorgesehenen Mitteln 
würden damit landesseitig etwa 110 
Millionen Euro für den Ausbau zur 
Verfügung stehen.

Etwa 50 Millionen Euro wolle der 
Bund selbst in die Förderung des 
Breibandausbaus in besonders 
benachteiligten Regionen geben. 
Dies könne für Niedersachsen vor-
teilhaft sein. Im Sommer solle die För-
derrichtlinie stehen. Breitbandverbin-
dungen sollten auch über die Vergabe 

der Funklizenzen ausgebaut werden. 
Insgesamt sei das Land zufrieden mit 
den Entscheidungen des Bundes. 

Auf Zustimmung stieß die Ankün-
digung von Minister Lies, das Land 
Niedersachsen werde - eine Forde-
rung des NLT aus dem Sommer 2014 
aufgreifend - nunmehr eine eigene 
Rahmenregelung in Brüssel zur Noti-
fizierung einreichen.

Aus seiner Sicht seien die Landkreise 
die richtige Ebene, so der Minister, 
um auf der Basis landkreisweiter 
Planungen den Ausbau zu koordinie-
ren und wirtschaftliche Lösungen zu 
finden. Er betonte, dass der Landes-
regierung sehr daran gelegen sei, bei 
diesem Thema voranzukommen.

Bezüglich des Niedersächsischen 
Tariftreue- und Vergabegesetzes 
zeigte Minister Lies auf, dass es zwei 
grundsätzliche Ziele gebe, die ver-
folgt würden. Einmal das Ziel „Gute 
Arbeit“ zum Zweiten „Fairer Wett-
bewerb für kleine Unternehmen“. 
Bezüglich des Taxigewerbes solle 
es eine Evaluation geben, um hier 
die Anforderungen gegebenenfalls 
auf den Mindestlohn zu reduzieren. 
Wichtig sei der Landesregierung 
jedoch auch hier, den originären 
Zielsetzungen gerecht werden zu 
können. 

Von kommunaler Seite wurde auf 
die erheblichen Auswirkungen des 
Gesetzes auf die Kostenentwicklun-
gen im ÖPNV bei der Schülerbeför-
derung hingewiesen. Das Problem, 
dass es nur einen Tarifvertrag gebe, 
müsse gelöst werden. Der Minister 
erhob hierzu die Forderung, dass 
sich die Verkehrsunternehmensver-
bände und zuständigen Gewerk-
schaften unbedingt auf den Weg 
machen müssten. Die Zielsetzungen 
gute Arbeit und tarifliche Bezahlung 
müssten tarifvertraglich abgearbeitet 
werden.

Ein Schwerpunkt der Ausführungen 
des Ministers zum ÖPNV bildete das 
Thema Reaktivierung von Bahnstre-
cken. Im Februar sollten die Ergeb-
nisse der Gutachten vorliegen. Hierzu 
sollten intensive Gespräche mit den 
Verfahrensbeteiligten geführt wer-
den. Bezüglich der Reaktivierung von 
Bahnhöfen würden sich 40 Anträge 
im Verfahren befinden.

Mit Blick auf die demografische Ent-
wicklung, so Minister Lies weiter, 
würden zunehmend Bürgerbusse 
zum Einsatz kommen. Dieses Ergän-
zungsangebot zum ÖPNV werde vom 
Land durch die Bezuschussung des 
Kaufs von Fahrzeugen intensiv geför-
dert. Eine Betriebskostenförderung 
sei allerdings nicht vorgesehen.

Landrat Tjark Bartels (rechts) untermauerte seine Argumentationslinien mit Beispielen aus dem Landkreis Hameln-Pyrmont.



NLT 1/2015

Aus der Verbandsarbeit

26

Für den ÖPNV-Bereich solle es 
zukünftig wieder eine Förderung für 
die Beschaffung von Omnibussen 
geben. Der Richtlinienentwurf sehe 
pro Betrieb eine Förderung bis zu 
200.000 Euro vor. Für die Beschaf-
fung von Neufahrzeugen würden 
Förderungen von bis zu 40 Prozent 
gewährt. Für die ebenfalls vorgese-
hene Förderung der Beschaffung von 
gebrauchten Bussen solle es eine För-
derung von bis zu 20 Prozent geben. 

Bezüglich der Basisfinanzierung des 
ÖPNV verwies er auf die streitigen 
Verhandlungen zwischen Bund und 
Ländern zur Revision der Regional-
sierungsmittel. Nach einem Gutach-
ten der Länder müssten die Regio-
nalisierungsmittel auf 8,5 Milliarden 
Euro ansteigen, mit einer jährlichen 
Dynamisierung in Höhe von zwei 
Prozent ab 2016. Hierdurch würde 
sich auch der Anteil Niedersachsens 
und damit auch die politischen Spiel-
räume deutlich erhöhen. 

Diskussionen löste der Minister 
bezüglich des Standes zur zukünfti-
gen Gestaltung der Ausgleichsleis-
tungen für verbilligte Zeitfahraus-
weise im Ausbildungsverkehr gemäß 
§ 45a Personenbeförderungsgesetz 
aus. Kritisiert wurde von kommunaler 
Seite, dass es zu dem seit Sommer 2014 
vorliegenden Diskussionsverschlag 
der Verkehrsunternehmensverbände 
und der Aufgabenträgerseite trotz 
eines Erinnerungsschreibens keine 
Reaktion aus dem Ministerium gege-
ben habe.

Zu dem in der Koalitionsvereinba-
rung stehenden Landesbusliniennetz 
gebe es noch kein fertiges Konzept, 
stellte Minister Lies fest. Diesbezüg-
lich befinde man sich noch im Über-
legungsstadium. Ein solches Angebot 
müsse abgestimmt werden zwischen 
der Schienenanbindung und dem 
straßengebundenen ÖPNV-Angebot. 
Auf Hinweis auf die kommunale Pla-
nungszuständigkeit für den ÖPNV 
sicherte er zu, dass das Konzept 
eines Landesbusliniennetzes mit den 
ÖPNV-Aufgabenträgern abgespro-
chen werden müsse.

Zum Stand der Verhandlungen 
bezüglich einer Weiterführung der 
Entflechtungsmittel äußerte sich der 
Minister zurückhaltend.

Auf Nachfrage führte Minister Lies 
zum Bundesverkehrswegeplan aus, 
dass es sich aus seiner Sicht um ein 
transparentes Verfahren handele. 

Gute Planung sei richtig und wichtig. 
Das diesbezüglich von Finanzminis-
ter Schäuble angekündigte ergän-
zende Investitionsprogramm müsse 
unter Berücksichtigung des derzeiti-
gen Planungsstandes und Aussage-
möglichkeiten gut überlegt werden.

In der sich anschließenden Diskussion 
stand nochmals der Breitbandausbau 
im Mittelpunkt. Neben der Frage zur 
Förderung des Vectorings, das von 
einigen Landräten zumindest als 
technische Übergangslösung für ein 
schnelles Breitbandangebot ange-
sehen wird, wurde insbesondere die 
Rolle der Landkreise sowie die Ein-
bindung der Gemeinden diskutiert. 
Der Minister betonte die wichtige 
Rolle der Landkreise als koordinie-
rende Stelle vor Ort. Landkreise, 
Städte und Gemeinden müssten 
gemeinsam für das Ziel eines schnel-
len Breitbandausbaus arbeiten. Das 
Breitbandkompetenzzentrum ist aus 
seiner Sicht gut aufgestellt und könne 
hervorragende Hilfestellungen bei 
Planung und Umsetzung auf der 
kommunalen Ebene leisten. Für ihn 
sei es jedoch nicht absehbar, dass das 
Vectoring gefördert werden könne. 
Im Vectoring sehe er qualitativ auch 
keine längerfristige Lösung.

Beklagt wurde von allen Seiten, dass 
die Telekommunikationsunterneh-
men nur die wirtschaftlich interes-
santen Gebiete bedienen würden 
und auch Planungsabsichten der 
öffentlichen Hand kurzfristig durch 
geänderte Investitionsentscheidun-
gen unterliefen.

NLT-Präsident Wiswe fasste die Dis-
kussion zusammen: Die Landkreise 
in Niedersachsen seien bereit, die 
planerischen Vorarbeiten zu leisten 
und in vielen Fällen auch selbst tätig 
zu werden. Sie sähen aber auch wei-
terhin das Land und den Bund in der 
Pflicht, finanziell ausreichende Mit-
tel für den flächendeckenden Ausbau 
eines schnellen Breitbandnetzes zur 
Verfügung zu stellen. Zudem ist es 
für die niedersächsischen Landkreise 
unabdingbar, schnellstmöglich Klar-
heit hinsichtlich der zukünftigen 
Rahmenregelungen für den Breit-
bandausbau zu erhalten.

„Dinner Speech“ von
Landesbischof Ralf Meister

Am Abend des 5. Februar verwies 
Landesbischof Ralf Meister zunächst 
auf den Wert einer „dinner speech“ 
und den grundsätzlichen Anspruch, 
nicht sich selbst, sondern das Publi-
kum zu unterhalten. 

Der Landesbischof der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche und Vor-
sitzende des Rates der Konföderation 
der evangelischen Kirchen in Nieder-
sachsen versicherte den Landräten, 
sich ihnen nah und verbunden zu 
fühlen - und dies liege nicht zuletzt 
an seiner Leidenschaft für gute 
Erzählungen, in denen sie vorkämen. 
Von zweien wolle er berichten.

Wenn man ein derart großes Bun-
desland wie Niedersachsen zusam-
menhalten wolle, teile man es in 
Provinzen und nenne diese Provin-
zen Landkreise. Und in jeder Provinz 
werde ein Statthalter an die Spitze 
gesetzt, das seien die Landräte oder 
auch die Landrätin. Einer von ihnen 
sei ein berühmter Mann gewesen, 
denn er werde in einer der schönsten 
Geschichten der Weltliteratur regel-
mäßig genannt. Die beginne so: „Es 
begab sich aber zu der Zeit, als ein 
Gebot von Kaiser Augustus ausging, 
dass alle Welt geschätzt würde. Und 
diese Schätzung war die allererste 
und geschah zur Zeit, da Quirinius 
Landrat, äh, Statthalter in Syrien 
war.“ Wenige historische Anzeichen 
gebe es für die Festlegung der Geburt 
Jesu. Historiker und Theologen hät-
ten sich lange gestritten über die ver-
lässlichen Fakten: Der Berufsstand 
„Landrat“ gehöre zu den Beweisen 
für die Geschichtlichkeit der Geburt 
des Gottessohnes. Darauf könnten 
die Landräte stolz sein, so Meister. 
Kein Bischof könne dies von sich 
behaupten, denn diesen Beruf habe 
es damals noch gar nicht gegeben. 

Das römische Verwaltungswesen 
müsse man sich ungefähr so vorstellen 
wie die Arbeitsaufteilung zwischen 
Landesregierung und Landkreisen 
heute: „Vieles bleibt ungeklärt und 
jeder schimpft über den anderen.“ 
Die Verwaltung sei damals allerdings 
viel kleiner gewesen als heute in den 
Landkreisen. Es habe einen Finanz-
verwalter und einige Sekretäre 
gegeben, und die rechtlichen Pflich-
ten seien auch nicht ansatzweise 
vergleichbar. Dennoch habe es auch 
damals schon einen Zensus, eben 
eine Schätzung, gegeben. Zur Durch-
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setzung der Steuerpflichten, vor allem 
aber als Machtbeweis nach außen und 
innen hätten die Statthalter allerdings 
eine Autorität zur Verfügung gehabt, 
die den Landräten heute fehle, allen-
falls dann, wenn im kritischen Fällen 
bei Naturkatastrophen der Notstand 
auszurufen sei: das Militär. Über 
die ehemals partikular orientierten, 
selbstständigen politischen Einhei-
ten, Königreiche, Stadtstaaten habe 
Rom somit ein Netzwerk zur Steue-
rung gelegt und an den Spitzen der 
Provinzen habe man die Landräte mit 
ihren Armeen gefunden.

Auch aus seiner Lieblingslektüre aus 
dem 19. Jahrhundert seien ihm die 
Landräte „irgendwie vertraut“, so 
der Landesbischof launig. Es gehe 
um das dramatische Ereignis einer 
Eheschließung mit einem Landrat, 

die in einem Fiasko ende. Effi Briest 
habe einen Landrat, den Baron von 
Innstetten, geheiratet, der später sei-
nen Nebenbuhler im Duell erschieße. 
Zwar dürfe man solche Geschichten 
nicht leichtfertig übertragen, führte 
der Bischof weiter augenzwinkernd 
aus, aber eine gewisse gesellschaftli-
che Bedeutung und Verehrung könne 
man doch auch heute den Landräten 
nicht absprechen. 

Sich einem gänzlich ernsten und aktu-
ellen Thema zuwendend, benannte 
Landesbischof Meister sodann die 
Asylproblematik. So sei sicher in die 
Suche nach einer politischen Lösung 
der Konflikte in den Heimatländern 
der Menschen, die bei uns Zuflucht 
suchen, zu intensivieren. Zeitgleich 
aber benötigten die Menschen Hilfe, 
die sich für die Flucht aus einer so 

gefährdeten Lebenssituation entschie-
den haben. Beispielgebend berichtete 
Meister von einem Herbergsverein im 
Landkreis Harburg, der mit (finanzi-
eller) Unterstützung des Landkreises 
vor Ort viel für die Integration von 
Flüchtlingen leiste. Der Landesbischof 
bot den Landkreisen ausdrücklich 
ein partnerschaftliches Zusammen-
wirken an: Kirchengemeinden könn-
ten gemeinsam mit anderen lokalen 
Akteuren nicht nur bei diesem Thema 
aktiv sein, sondern auch den Prozes-
sen des demografischen Wandels Orte 
der Gemeinschaft entgegensetzen. 
Mitglieder von Kirchengemeinden 
seien vielfältig ehrenamtlich enga-
giert. Sie übernähmen Verantwor-
tung für ihr Dorf oder Quartier und 
gestalteten ihr soziales Umfeld mit 
dem Wunsch, etwas für das Gemein-
wohl zu tun. Kirchengemeinden böten 
dafür Kontakt- und Kommunikati-
onsflächen. „Sozialkapitalbildung“ 
sei für ihn, so der Landesbischof, mit 
Blick auf die gemeinsame Gestaltung 
des demografischen Wandels ein in-
spirierender Begriff. 

Dramatik in der Flüchtlings-
problematik nimmt weiter zu

Der zweite Tag des Landräteseminars 
begann mit den aktuellen Herausfor-
derungen der Flüchtlingsproblematik 
für die niedersächsischen Landkreise 
und die Region Hannover. Bereits im 
Oktober 20141 berichteten wir über 
den heftigen Anstieg der Asylbewer-
ber und die damit für die Kommunen 
verbundenen Auswirkungen. Die 
Situation hat sich seitdem weiter ver-
schärft.

Eine Schlüsselrolle in diesem Prozess 
nimmt zweifelsohne das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) ein. Daher lag es nahe, den 
Präsidenten des BAMF, Dr. Manfred 
Schmidt, um einen Überblick über 
die Arbeit seines Hauses und die 
aktuellen Entwicklungen zu bitten. 
Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied Prof. Dr. Hubert Meyer würdigte 
bei der Begrüßung von Dr. Schmidt, 
dass dieser der Einladung in die 
„Höhle des Löwen“ gefolgt sei. Mit 
Blick auf seine Vita hob er hervor, Dr. 
Schmidt könne seine frühere Erfah-
rung im Krisenmanagement derzeit 
gut gebrauchen. Dieser entgegnete 
gleich zu Beginn mit leichter Ironie, 
dass jetzt endlich derjenige vor den 

1	  Vgl. NLT-Information 5/2014, S. 141 f.Landesbischof Ralf Meister während der Abendveranstaltung im Hotel Celler Tor.
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Landräten stehe, der an allem Schuld 
sei bzw. bei dem die Schuld abgela-
den werde. 

Unter der Überschrift „Aktuelle Her-
ausforderungen in der Flüchtlings-
politik - Zahlen, Daten, Fakten und 
die Rolle des BAMF“ konzentrierte 
er seine Ausführungen sodann auf 
den Bereich Asyl. Mit Blick auf die 
Frage, ob der dramatische Anstieg 
der Asylantragsteller auf im Jahr 
2014 202.000 „vom Himmel gefallen“ 
oder prognostizierbar gewesen sei, 
legte er dar, dass sich die Erstanträge 
gegenüber 2007 mehr als verzehn-
facht hätten. Der Zuwachs konzen-
triere sich dabei auf wenige Länder, 
in denen die Erhöhungsrate in der 
Spitze sogar 300 Prozent betrage. Die 
Gründe hierfür seien mehrschichtig. 
Neben der politischen Entwick-
lung im Nahen Osten  seien hierfür 
offenkundig auch die infolge der 
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts im Jahr 2012 erhöhten 
Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz ursächlich. Der 
insbesondere seit Juni 2014 nochmals 
zu verzeichnende Anstieg hänge 
mit dem italienischen Rettungspro-
gramm „Mare Nostrum“ zusammen. 
Auf diese geänderten Umstände 
seien die Länder nicht vorbereitet 
gewesen. Die viel zu geringen Erst-
aufnahmekapazitäten führten zu der 

schnellen Verteilung der Asylbewer-
ber und Flüchtlinge auf die Kommu-
nen mit den bekannten Folgen.

Der Präsident wies im weiteren dar-
auf hin, dass bei den Herkunftslän-
dern nach den Motiven für die Flucht 
bzw. Ausreise unterschieden werden 
müsse. Differenzierung sei dringend 
geboten. Unter den fünf Ländern mit 
den höchsten Zugangszahlen befinde 
sich Syrien. Die Anerkennungsquote 
der syrischen Asylbewerber liege bei 
praktisch 100 Prozent. Diese Anträge 
würden prioritär mit zuletzt monat-
lich 5.000 positiven Entscheidungen 
bearbeitet. Aufgrund der Bedrohung 
durch die Terrorgruppe Islamischer 
Staat seien aktuell die Asylanträge 
der christlichen Jesiden aus dem Nor-
dirak hochpriorisiert worden. Dafür 
hätten andere Herkunftsstaaten, 
wie Iran und Somalia, in der Bear-
beitungsfolge zurückgestuft werden 
müssen.

Problematisch sei die hohe Quote 
der Asylanträge aus den sicheren 
Drittstaaten sowie aus Kosovo und 
Albanien. Die Anerkennungschance 
betrage hier nahezu Null. Im Jahr 
2014 habe es 10.000 Zwangsrückfüh-
rungen und 13.000 freiwillige Rück-
führungen gegeben. Eine Vielzahl 
der abgelehnten Asylbewerber reise 
allerdings wieder ein; 70 Prozent der 

Folgeanträge kämen aus den West-
balkanländern. Die hohe Anzahl der 
erfolglosen Asylerst- und -folgean-
träge aus diesen Ländern binde im 
BAMF erhebliche Arbeitskapazitä-
ten und in den Ländern die ohnehin 
schon zu geringen Erstaufnahmeka-
pazitäten. Diese Problematik sei in 
der derzeitigen Situation nicht in den 
Griff zu bekommen. Allein an den 

Begrüßten den Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF), Dr. Manfred Schmidt (zweiter v.l.), in Celle: NLT-
Vizrprasident Landrat Bernhard Reuter, NLT-Prasident Landrat Klaus Wiswe und Geschäftsführendes Präsidialmitglied Prof. Dr. Hubert 
Meyer (v.l.n.r.).

Landrat Rainer Tempe schilderte die Asyl-
problematik im Landkreis Harburg......
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Grenzen des Kosovo warteten aktuell 
über 10.000 Menschen auf die Wei-
terreise nach Deutschland. Im Januar 
des Jahres hätten 18.000 Flüchtlinge 
aus den sog. Top-Ten-Ländern um 
Asyl nachgesucht, davon die Hälfte 
aus den sicheren Westbalkanstaaten 
sowie aus Kosovo und Albanien. Die 
Versäumnisse und Fehleinschätzun-
gen des Bundes und der Länder in 
diesen Punkten gestand Dr. Schmidt 
unumwunden zu. So sei sein Haus 
trotz des Fallzahlanstiegs seit dem 
Jahr 2008 noch bis zum Jahr 2012 
Personalabbaubehörde gewesen. 
Gelänge es aber, den Zuzug aus 
den Westbalkanländern zu stoppen, 
wären für die übrigen Asylanträge 
kurze Bearbeitungszeiten möglich. 

Die Länder seien vom BAMF bereits 
im Herbst 2014 gebeten worden, die 
Westbalkanflüchtlinge in den Lan-
desaufnahmeeinrichtungen zu behal-
ten, um dem BAMF eine schnelle 
Rückführung zu ermöglichen. Dieser 
Bitte sei kein Land gefolgt. Die hier-
für benötigte Kapazität müsse aber 
so schnell wie möglich geschaffen 
werden. Eine Konzentration auf diese 
Herkunftsstaaten sei auch angesichts 
der Zahl der Flüchtlinge, die noch 
aus den Westbalkanländern auf dem 
Weg nach Deutschland seien, drin-
gend notwendig. Stattdessen hätten 
einige Bundesländer sog. Winterer-
lasse verfügt. Der Vorstoß des Bun-
desinnenministeriums, für Serbien 
eine Aussetzung der Visafreiheit 
zumindest befristet zu erreichen, 
sei in der Europäischen Kommission 
gescheitert.

Prof. Dr. Meyer wies einleitend in die 
Diskussion darauf hin, dass in der 
Niedersächsischen Landesaufnah-
mebehörde kaum mehr ein systema-
tisches Vorgehen zu erkennen sei. 
Anstelle eines geordneten Aufnah-
meverfahren würden die Asylbegeh-
renden unabhängig von den Erfolgs-
aussichten ihres Antrags - den sie 
zudem in vielen Fällen noch gar nicht 
gestellt hätten - binnen weniger Tage 
auf die Kommunen verteilt. Aus der 
Mitte der Landräte wurde eindrucks-
voll mit vielen Beispielen beschrie-
ben, welche Auswirkungen dieses 
Vorgehen des Landes auf die Bevöl-
kerung vor Ort habe. Inzwischen sei 
in den Kommunen bemerkbar, dass 
sich das ehrenamtliche Engagement 
teilweise deutlich verringere, weil 
erkannt werde, dass es sich um sehr 
inhomogene Flüchtlingsgruppen mit 
unterschiedlicher Dialog- und Integ-
rationsbereitschaft handele.

Die lebhafte, aber trotz des emotio-
nalen Themas sehr sachlich geführte 
Debatte zeigte die Brisanz wie die 
Betroffenheit der Landräte angesichts 
der auf Bundes- und Landesebene 
offenkundig unzureichend steuer-
baren bzw. gesteuerten Situation. 
Dr. Schmidt richtete abschließend 
den Appell an die Bundesländer, die 
Rückführung abgelehnter Asylbe-
werber konsequenter vorzunehmen. 
Aus seiner Sicht sei ein Wiedereinrei-
severbot aus dem Schengener Raum 
und der gemeinsame politische Wille 
einer Konzentration auf die West-
balkanflüchtlinge mit einer zügigen 
Entscheidung und Rückführung der 
richtige Weg und nicht der schlichte 
Reflex nach mehr Personal für das 
BAMF. 

Prof. Dr. Meyer bedankte sich am 
Schluss der Debatte bei Dr. Schmidt 
für seine sehr klaren Ausführungen 
auch auf kritische Nachfragen. Für 
die niedersächsischen Landkreise 

und die Region Hannover sei daraus 
die Schlussfolgerung zu ziehen,  die 
Diskussion in der Flüchtlingsdrama-
tik künftig noch differenzierter zu 

führen und noch gezielter zu argu-
mentieren. Dies fände in der Politik 
bisher so nicht statt. Hierauf müsse in 
der von der Landespolitik angekün-
digten Flüchtlingskonferenz  sowie 
bei der weiteren Positionierung des 
Verbandes hingewiesen werden. 
Zuvorderst müsse das Land seinen 
Pflichten nachkommen, dies habe die 
heutige Diskussion deutlich gemacht. 
Andernfalls werde es zu keiner Ent-
spannung in der Flüchtlingspolitik 
kommen können.

Reform der Eingliederungs-
hilfe und Entlastung der
Kommunen - Bund, Länder 
und Kommunen uneins

Das letzte Thema des Landrätesemi-
nars war nicht weniger wichtig wie 
sensibel. Ging es schließlich um die 
Weiterentwicklung bzw. Verbesse-
rung der Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung  und die daraus resul-
tierenden Kosten. Hierzu begrüßte 
Vizepräsident Landrat Bernhard 
Reuter Marc Nellen, Leiter der Pro-
jektgruppe Bundesteilhabegeld des 
Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) und Dr. Irene Vor-
holz, Beigeordnete für Soziales und 
Arbeit beim Deutschen Landkreistag. 

Zum Hintergrund wies Vizepräsident 
Reuter auf die Aussage im Koalitions-
vertrag zwischen CDU/CSU und SPD 
hin, die Kommunen im Rahmen der 
Verabschiedung des Bundesteilhabe-
gesetzes im Umfang von fünf Milli-
arden Euro jährlich von der Einglie-
derungshilfe zu entlasten. Zugleich 
solle die Neuorganisation der Aus-
gestaltung der Teilhabe zugunsten 
der Menschen mit Behinderung so 
geregelt werden, dass keine neue 
Ausgabendynamik entstehe. 

So positiv die Zusage der kommuna-
len Entlastung sei,  so enttäuschend 
sei die Kopplung an die Eingliede-
rungshilfe, konstatierte er. Es gebe 
nur wenige Vehikel zum Transfer von 
Bundesgeldern auf die kommunale 
Ebene. Die Eingliederungshilfe sei 
ein problematischer Weg, weil deren 
Finanzierung in den Bundesländern 
unterschiedlich geregelt sei. So 
würde in Niedersachsen das Land im 
Rahmen des Quotalen Systems zu 80 
Prozent von der für die kommunale 
Ebene bestimmten Entlastung profi-
tieren. Lediglich in sechs Bundeslän-
dern würden die Bundesmittel direkt 

...... ebenso eindringlich wie sein Amtskol-
lege Dr. Andreas Ebel, Landkreis Gifhorn. 
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und in voller Höhe bei den Landkrei-
sen ankommen.

Hinzu komme, dass die Eingliede-
rungshilfe einer großen Ausgaben-
dynamik unterliege. Mit Blick auf 
die unterschiedliche Verteilungs-
wirkung in den Ländern sei die Dis-
kussion hierüber auch innerhalb des 
Deutschen Landkreistages schwierig 
gewesen. Trotzdem sei im September 
2014 vom DLT-Präsidium mit großer 
Mehrheit die Abkopplung der kom-
munalen Entlastung von der Reform 
der Eingliederungshilfe als Forde-
rung an den Bund und die Länder 
beschlossen worden. Es bestehe die 
ernsthafte Sorge, dass die politisch 
zugesicherte Entlastung andernfalls 
nicht auf der kommunalen Ebene 
ankomme und das Bundesteilhabe-
gesetz zu weiteren Kostensteigerun-
gen führe. 

Nellen gab im Rahmen seines Vor-
trags „Ein Beitrag zu einer inklu-
siven Gesellschaft - Das Bundes-
teilhabegesetz und die Reform der 
Eingliederungshilfe“ eine kurze 
Einführung über den Sinn und Zweck 
der Inklusion.1 Diese sei ein Baustein 
des Bundesteilhabegesetzes, welches 
ein Artikelgesetz werden solle, das in 
verschiedene Bereiche hineinwirke. 
Unter anderem werde eine Novel-
lierung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes angestrebt, verbunden 
mit dem Appell an die Kommunen, 
bei der Barrierefreiheit weiter vor-
anzuschreiten. Weitere Maßnahmen 
seien zur Schaffung einer inklusiven 
Arbeitswelt vorgesehen. Insgesamt 
solle der Ausgabendynamik durch 
strukturelle Reformen entgegenge-
wirkt werden. Die Kosten im Einzel-
fall seien nicht das Problem, vielmehr 
unterliege die Eingliederungshilfe 
einem demografischen und einem 
Zugangsproblem. Die Jobcenter 
steuerten zu viele Personen mit ein-
geschränktem Erwerbspotential in 
die Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen. Setze sich die bishe-
rige Steigerungsrate fort, würden die 
fünf Milliarden Euro allein hierfür 
bis zum Jahr 2020 aufgezehrt sein. 

Das BMAS habe zur Erarbeitung des 
Bundesteilhabegesetzes nach dem 
im Koalitionsvertrag niedergeschrie-
benen Grundsatz „Nichts über uns 
- ohne uns“ einen groß angelegten 
Beteiligungsprozess gestartet. Die 
vom BMAS hierzu einberufene AG 

Bundesteilhabegesetz behandele 
in neun Sitzungen seit Juli 2014 bis 
April 2015 die einzelnen Themen. 
Derzeit ständen noch drei Sitzungen 
aus.

Hinsichtlich der kommunalen Entlas-
tung im Kontext der Eingliederungs-
hilfereform gebe es unterschiedliche 
Lesarten des Koalitionsvertrages. 
Die fachliche Diskussion über eine 
Weiterentwicklung des Eingliede-
rungshilfespektrums werde durch 
die Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen überlagert. Die 
Einführung eines vorgelagerten Bun-
desteilhabegeldes sehe das BMAS 
skeptisch, da es ein teures Vorhaben 
sei. Aus dem Verteilungsstreit der 
Länder versuche sich der Bund her-
auszuhalten. Das BMAS ginge mit 
keiner Positionierung in die AG hin-
ein, sondern zeige nur Fakten auf. Es 
habe diverse Gegenfinanzierungs-

vorschläge eingebracht, die sämt-
lich von den Behindertenverbänden 
zurückgewiesen worden seien. 

Dead Line für einen Arbeitsentwurf 
des BMAS sei die Ministerpräsiden-
tenkonferenz im Juni 2015. Seitens 
des BMAS bestehe die Sorge, dass 
die fiskalische Debatte die fachlichen 
Aspekte überlagere. Die Reform sei 
aber dringend notwendig, um neuen 
Aufwüchsen entgegenzusteuern. Das 
Gesetzgebungsverfahren sei ab der 
zweiten Jahreshälfte 2015 geplant. 

Dr. Vorholz skizzierte die kommu-
nale Position. Sie stellte eingangs 
fest, dass sie als Mitglied der AG Bun-
desleistungsgesetz zwar in vielen, 
aber nicht allen Punkten den Aus-
führungen von Nellen zustimmen 
könne. Als schwierig erweise sich 
die Zusammensetzung der AG, bei 
der die Dominanz der Behinderten- 

1	  Die Präsentation ist unter www.nlt.de ➜ Doku-
mentationen ➜ Soziales einsehbar. 

Dr. Irene Vorholz, Beigeordnete beim Deutschen Landkreistag, referierte über den aktu-
ellen Stand zum Thema Eingliederungshilfe.
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und Betroffenenverbände politisch 
gewollt gewesen sei. Die Situation 
empfinde sie als problematisch, da 
auf der einen Seite die mit konkreten 
Forderungen belegte Erwartungs-
haltung der Behinderten- und Inte-
ressensverbände stehe, die Reform 
aber zu keinen Mehrkosten führen 
solle. Es sei zu hoffen, dass in der 
Finanzsitzung der AG im März 2015 
eine Ernüchterung eintrete, wenn 
das finanzielle Gesamttableau der 
geforderten Leistungsverbesserun-
gen auf dem Tisch liege. Spätestens 
dann stelle sich die Frage, wie das 
sich bisher neutral verhaltene BMAS 
mit dem Erwartungsdruck umgehen 
werde. 

Wenn es gelinge, den bisherigen 
Ausgabenaufwuchs zu stoppen, sei 
dies schon wenig genug. Schließlich 
sei die Reform der Eingliederungs-
hilfe von den Ländern und Kommu-
nen wegen der stetigen Kostenstei-
gerungen gefordert worden. Noch 
komplexer werde die Lage durch 
die Verknüpfung der Reform mit der 
kommunalen Entlastung. Der auch 
von Nellen vorgetragenen Argumen-
tation, dass in den Ländern, die finan-
ziell über die Eingliederungshilfe 
nicht entlastet würden, die Kommu-
nen auch nicht durch die Kosten der 
Eingliederungshilfe belastet seien, 
müsse entschieden entgegen getre-
ten werden. Am Beispiel des Saar-
landes werde deutlich, dass diese 
Verknüpfung falsch sei. Im Saarland 
ginge es den Kommunen finanziell 
am schlechtesten, obwohl dort das 
Land die Eingliederungshilfeauf-
wendungen vollumfänglich trage.

Im Weiteren stellte Dr. Vorholz fünf 
in der AG diskutierte Fakten vor, die 
im Zuge der Reform maßgeblichen 
Einfluss auf die Kostenentwicklung 
in der Eingliederungshilfe hätten. 

-	 Grundsätzlich sei die Eingliede-
rungshilfe als staatliche Fürsorge-
leistung eine im wesentlichen be-
dürftigkeitsabhängige Leistung; 
Einkommen und Vermögen wür-
den daher in Teilen angerechnet. 
Dieses Prinzip solle aufgeweicht 
werden, was 0,5 Milliarden Euro 
Kosten verursachen würde. Zu-
dem bestünde die Gefahr einer 
Präjudiz für die Hilfe zur Pflege 
nach dem SGB XII, da es sich bei 
der Pflegebedürftigkeit um ein 
ähnliches Lebensrisiko handele 
und etwa ein Drittel der Pflege-
heimbewohner Empfänger von 
Sozialhilfe seien.

-	 Von den Behindertenverbänden 
werde im weiteren ein Bundesteil-
habegeld mit einem Selbstbehalt 
von monatlich 127 Euro gefordert; 
mithin eine Leistung on top. Dies 
berge sozialen Sprengstoff für an-
dere Gruppen staatlicher Fürsor-
ge, wie beispielsweise die Emp-
fänger von SGB II-Leistungen. 

-	 Hinsichtlich der Umsetzung ei-
ner inklusiven Arbeitswelt sei 
die Neugestaltung des Werkstatt-
rechts notwendig. Auch dieser 
Punkt erweise sich als heikel, da 
die Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen in der Vergan-
genheit als Erfolgsmodell geprie-
sen worden seien. Fakt sei aber, 
dass aufgrund des rentenrechtli-
chen Privilegs des Erwerbs eines 
Rentenanspruchs bereits nach 
20 anstelle von 45 Jahren kaum 
Übergänge in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt stattfänden. Dies sei 
aber Auftrag der Werkstätten. 

-	 Das nächste Stichwort seien Kin-
der mit Behinderungen. Hier 
werde die sog. Große Lösung dis-
kutiert, die eine Verschiebung 
innerhalb der Leistungssysteme 
Jugendhilfe und Sozialhilfe bein-
halte. Im Fokus stehe eine Zusam-
menführung der Zuständigkeiten 
in der Jugendhilfe. Allerdings 
fände hier eine Rosinenpickerei 
statt, da nicht mehr die strengeren 
Regelung bezüglich der Anrech-
nung des Elternunterhalts gelten 
sollen. Damit würde auch dieser 
Teil der Reform deutlich teurer.

-	 Zuletzt ging Dr. Vorholz auf die 
Inklusive Bildung ein, bei der im 
Hintergrund eine Auseinander-
setzung zwischen den Ressorts 
Soziales und Kultus schwele. Die 
Kultusministerkonferenz lehne es 
strikt ab, dass im System hier vor-
rangig die Schule gefordert sei. 
Diese Haltung werde durch die 
Behindertenverbände unterstützt, 
weil dort die Angst bestehe, dass 
das vorrangige System Schule 
versage und keine Individualan-
sprüche der Kinder mehr gegeben 
seien.

Die bundesseitig zugesagte Entlas-
tung von fünf Milliarden Euro für 
die Kommunen müsse eine Nettoent-
lastung sein und dürfe nicht durch 
gleichzeitige Leistungsverbesserun-
gen in der Eingliederungshilfe aufge-
zehrt werden, bilanzierte Dr. Vorholz. 
Ein Bundesleistungsgesetz müsse ein 

gutes Handwerkszeug für die prak-
tische Umsetzung sein. In diesem 
sensiblen Bereich wären keine 100 
Änderungen in zehn Jahren wie im 
SGB II geschehen verkraftbar. Daher 
sollte für eine sachgerechte Umset-
zung ausreichend Zeit bestehen. 

Landrat Franz Einhaus, Peine, 
zugleich Vorsitzender des NLT-
Jugend- und Sozialausschusses und 
der Landes-SGK sowie Vizepräsident 
Reuter bekräftigten, dass es von 
der SPD politisch gewollt und auch 
immer so dargestellt worden sei, dass 
die fünf Milliarden Euro des Bundes 
netto auf der kommunalen Ebene 
ankämen. Aus der Mitte der Land-
rätinnen und Landräte wurde dieser 
Ansatz fachlich und politisch unter-
stützt.

Franz Einhaus, Landrat des Landkreises 
Peine, mahnte die Umsetzung der kommu-
nalen Entlastung an. Fotos: Markgraf/NLT
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Am 11. Februar 2015 fand auf Einla-
dung des Niedersächsischen Städte-
tages (NST) und des Niedersäch-
sischen Landkreistages (NLT) das 
8. Jahrestreffen der niedersächsischen 
Betreuungsstellen beim NLT statt.

Neben zahlreichen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern aus der Mitte der 
Landkreise und kreisfreien Städte als 
örtliche Betreuungsbehörden konnte 
NLT-Präsident Landrat Klaus Wiswe, 
Landkreis Celle, insbesondere Justiz-
ministerin Antje Niewisch-Lennartz 
sowie weitere Vertreterinnen des Nie-
dersächsischen Justizministeriums 
(MJ), des Niedersächsischen Minis-
teriums für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung (MS) und der beim 
Niedersächsischen Landesamt für 
Soziales, Jugend und Familie (LS) ein-
gerichteten Landesbetreuungsstelle 
als Veranstaltungsgäste begrüßen.

Das etwa einstündige Gespräch 
zwischen den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern der kommunalen 
Betreuungsbehörden und der Jus-

Justizministerin zu Gast beim 8. Treffen der Betreuungsstellen

tizministerin bot gute Gelegenheit, 
wichtige Themen aus der praktischen 
Arbeit der Betreuungsstellen zu erör-
tern. Im Rahmen eines regen Mei-
nungs- und Erfahrungsaustausches 
wurden beispielsweise die Auswir-
kungen des zum 1. Juli 2014 in Kraft 
getretenen Gesetzes zur Stärkung der 
Funktionen der Betreuungsbehörde 
mit den darin enthaltenen neuen Ver-
pflichtungen angeschnitten. In dem 
Zusammenhang wurde insbesondere 
auch die Bedeutung eines guten, 
reibungslosen Zusammenspiels zwi-
schen den Betreuungsstellen und den 
sozialen Sicherungssystemen sowie 
den Betreuungsgerichten themati-
siert. Positiv wurde von den Anwe-
senden der Hinweis der Ministerin 
auf die vorgesehene rechtstatsächli-
che Untersuchung des Gesetzes auf-
genommen, die u. a. auch die Qualität 
der Arbeit der Berufsbetreuerinnen 
und -betreuer zum Inhalt haben soll.

Ebenfalls angesprochen wurden die 
wichtige Arbeit der Betreuungsver-
eine zur Stärkung des ehrenamtlichen 

Elements in der rechtlichen Betreu-
ung sowie die Förderung der Vereine 
durch Land und Kommunen. So tragen 
Betreuungsvereine durch die Wahr-
nehmung sogenannter Querschnitts-
aufgaben nicht nur zur Entlastung der 
Betreuungsbehörden bei. Durch die 
Werbung für das Rechtsinstrument 
„Vorsorgevollmacht“ und die Gewin-
nung ehrenamtlicher Betreuerinnen 
und Betreuer leisten sie auch einen 
wesentlichen Beitrag zur Vermeidung 
beruflich geführter Betreuungen, was 
insbesondere auch dem Justizhaushalt 
zugutekommt. Insofern nutzten die 
kommunalen Gesprächspartner die 
Gelegenheit für die Anregung gegen-
über MJ und MS, die Fördermittel des 
Landes für anerkannte niedersäch-
sische Betreuungsvereine insgesamt 
weiter aufzustocken.

Das Gespräch mit Ministerin Nie-
wisch-Lennartz, das durch einen 
regen und offenen Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch geprägt war, 
stieß bei der Teilnehmerrunde auf 
gute Resonanz.

Am 11. Februar 2015 fand auf Einladung des Niedersächsischen Städtetages (NST) und des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) 
das 8. Jahrestreffen der niedersächsischen Betreuungsstellen im Haus der kommunalen Selbstverwaltung in Hannover statt. Das Bild 
zeigt (v.l.n.r.) Heidemarie Kötz (NLT), Landrat Klaus Wiswe, Justizministerin Antje Niewisch-Lennartz, Marina Karnatz (NST) und 
NLT-Geschäftsführer Dr. Joachim Schwind.                                                                                                                                          Foto: NLT 
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Im weiteren Verlauf der halbtägigen 
Veranstaltung bestand ausreichend 
Gelegenheit, die in dem Dialog mit 
der Justizministerin angeschnitte-
nen Themenbereiche im fachlichen 
Austausch weiter zu vertiefen. Ein 
besonderer Augenmerk galt dabei der 
bedeutsamen Frage der Qualitätssi-
cherung im Betreuungswesen, und 
zwar sowohl mit Blick auf die Arbeit 

der Betreuungsvereine als auch 
bezüglich der Tätigkeit von Berufs-
betreuerinnen und -betreuern. Frie-
derike Eilers und Holger Meyer von 
der Betreuungsstelle des Landkreises 
Hildesheim gaben hierzu in einem 
Kurzreferat einen Einblick in dortige 
Überlegungen hinsichtlich eines 
Anforderungsprofils für beruflich 
tätige Betreuerinnen und Betreuer.

Die große Teilnehmerzahl und der 
rege Meinungsaustausch im nunmehr 
8. Treffen der Betreuungsstellen beim 
NLT stellte erneut den Bedarf für den 
Informations- und Erfahrungsaus-
tausch im Rahmen einer jährlichen 
landesweiten Zusammenkunft der 
Betreuungsstellen unter Beweis.

4. Presseseminar des NLT:

„Kommunikation 2020 - Aufbruch in ein neues Informationszeitalter?“

Das 4. Seminar des NLT für die Pres-
severantwortlichen der niedersäch-
sischen Landkreise und der Region 
Hannover am 15. Januar 2015 im 
Haus der kommunalen Selbstverwal-
tung stand unter der Fragestellung 
„Kommunikation 2020 - Aufbruch 
in ein neues Informationszeitalter?“. 
NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. 
Hubert Meyer begrüßte neben rund 
40 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern als Hauptreferenten des Tages 
den Chef der dpa infocom GmbH, 
Meinolf Ellers. Der Journalist gilt als 
einer der bekanntesten Referenten in 
Deutschland für das Thema Digitali-
sierung der Medienwelt mit all sei-
nen Facetten und brachte dem Audi-
torium ausführlich die Bedingungen 
und Auswirkungen der „digitalen 
Revolution“ nahe. 

Seinen Vortrag für das NLT-Presse-
seminar unterteilte Ellers in mehrere 
Kapitel, wobei sich der erste Part 
mit grundsätzlichen Aspekten der 
Digitalisierung der Medienwelt aus-
einandersetzte („Disruptionstheorie“ 
- alles muss einmal zerstört werden, 
um es ganz neu aufzubauen). Alte 
Denkmuster und Handlungswei-
sen würden grundsätzlich in Frage 
gestellt. Dies bedeute insbesondere 
für Zeitungsverlage einen zumeist 
schmerzhaften Prozess der Anpas-
sung. Regionale Verlagsmanager 
müsst überlegen: „Was sind die 
Aufgaben, für die unsere lokalen 
Zielgruppen Angebote und Lösun-
gen suchen? Welche Mitarbeiter und 
Strukturen braucht der Verlag, um 
diese Jobs zu erfüllen? Was sind die 
besten Wege, um diese Angebote in 
die Zielgruppen zu transportieren?“ 
Auf diese neue, weniger an Nach-
richten und mehr am Markt orien-
tierte Sichtweise müssten sich auch 
die Akteure in Pressestellen (von 
Behörden) einstellen, so Ellers. Nach-
richten seien kein Geschäftsmodell 

mehr; die Erlöse der Verlage würden 
aus den E-Commerce-Marktplätzen 
generiert. (Lokale) Neuigkeiten 
müssten in diesem Segment einen 
neuen Platz finden.

Radiomoderator und TV-Reporter 
Lars Cohrs, in Niedersachsen vor 
allem bekannt aus der „Hellwach“-
Sendung auf NDR 1, gab konkrete 
Tipps für die Pressearbeit vor Ort 
und was zu tun ist, wenn „plötzlich 
ein Kamerateam vor der Tür steht“. 
Um seine Ausführungen besonders 
anschaulich darzustellen, hinterlegte 
er diese mit zahlreichen Beispielen 
aus seiner Arbeit beim NDR.

Den Auftakt für das Seminar bildete 
ein Vortrag von Johannes Freude-
wald, dem Pressesprecher des Land-
kreises Harburg. Freudewald hat die 
Erstellung eines Dokumentarfilmes 
zum Thema „Asyl/Migration“ zwi-
schen Oktober 2013 und Frühjahr 
2014 begleitet. Dabei hat die Presse-
stelle des Landkreises das Filmteam 
aktiv unterstützt, z. B. Kontakte zur 

Behördenleitung und Sozialdezer-
nat, zu Flüchtlingen, Bürgermeistern 
und Anwohnern vermittelt sowie 
die Begleitung bei Bürgerversamm-
lungen ermöglicht. Freudewald 
erläuterte vor allem die Arbeit der 
Pressestelle hinter der Kamera sowie 
die Besonderheiten einer solchen 
TV-Dokumentation für die Verwal-
tungsstrukturen, wie zum Beispiel 
die Bereitschaft und Einbindung von 
behördlichen Mitarbeitern bei den 
Drehterminen, Daten- bzw. Persön-
lichkeitsschutz der Mitarbeiter und 
der Flüchtlinge, Vertraulichkeit von 
Planzahlen und den Zeitaufwand. 
Der Film „Willkommen auf Deutsch“ 
wird demnächst in einigen Pro-
grammkinos laufen und im Sommer 
2015 in der ARD gezeigt werden. 

Vorbereitet und moderiert wurde das 
Seminar von der Presseverantwortli-
chen des NLT, Sonja Markgraf. Beim 
nächsten Seminar 2016 sollen presse-
rechtliche Fragen, insbesondere zur 
Auskunftspflicht von Behörden, im 
Mittelpunkt stehen.

Die Referenten (v.l.n.r.): Johannes Freudewald, Landkreis Harburg, Meinolf Ellers, dpa 
infocom, und Hörfunkjournalist Lars Cohrs.                                                       Foto: NLT
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Der Niedersächsische Städte- und 
Gemeindebund (NSGB), der Nie-
dersächsische Landkreistag (NLT), 
der Niedersächsische Heimatbund 
(NHB) und die Niedersächsische 
Akademie Ländlicher Raum (ALR) 
haben jetzt ihre Zusammenarbeit 
als Allianz Ländlicher Raum mit 
der Unterzeichnung einer gemein-
samen Erklärung offiziell gemacht. 

Um die Interessen der ländlichen 
Räume und der darin lebenden 
Menschen noch wirksamer gegen-
über Politik, Verwaltung und 
anderen Interessensgruppen ver-
treten zu können, bündeln die vier 
Verbände ihre Kräfte und arbeiten 
unter dem Dach „Allianz Ländli-

Gründung der „Allianz ländlicher Raum“

cher Raum: NSGB, NLT, NHB, ALR“ 
zukünftig noch stärker themenbezo-
gen zusammen. Bereits im Jahr 2014 
haben die vier Verbände gemeinsam 
das Positionspapier „Zur Zukunft der 
Dörfer in Niedersachsen“ erarbeitet. 

Bezug nehmend auf die vielfältigen 
aktuellen und zukünftigen Heraus-
forderungen der ländlichen Räume 
in Niedersachsen verweisen die vier 
Verbände in der Erklärung sowohl 
auf die Chancen als auch die Risiken, 
die in diesen Veränderungen liegen. 
Dabei wird die originäre Aufgabe des 
NSGB, des NLT, des NHB und der 
ALR zur Auseinandersetzung mit die-
sen Chancen und Risiken der ländli-
chen Räume dargestellt. Als weitere 

gemeinsame Projekte und Themen 
stehen in den nächsten Monaten 
die Erarbeitung eines Positionspa-
piers zum Thema Breitbandausbau 
in Niedersachsen, die Durchfüh-
rung von regionalen Exkursionsta-
gen zur Veranschaulichung guter 
Beispiele der ländlichen und dörf-
lichen Entwicklung und die wei-
tere inhaltliche Auseinanderset-
zung mit den Landtagsfraktionen 
zur Zukunft der ländlichen Räume 
in Niedersachsen auf der Agenda.

Ausblick auf die 75. Landkreisversammlung des NLT

am 12./13. März 2015 in Bad Nenndorf

Die 75. Landkreisversammlung des 
Niedersächsischen Landkreistages 
findet statt am Donnerstag/Freitag, 
12./13. März 2015, in der Wandel-
halle des Kurhauses in Bad Nenndorf, 
Landkreis Schaumburg. Im Mittel-
punkt der internen Mitgliederver-
sammlung am 12. März steht neben 
einer Ansprache des Niedersächsi-
schen Innenministers Boris Pistorius 
über aktuelle Herausforderungen 
in der Kommunalpolitik die Verab-
schiedung einer „Bad Nenndorfer 
Erklärung zum Asyl- und Zuwande-

rungsrecht“. Anschließend werden 
ausgeschiedene Gremienmitglieder 
geehrt. 

Im öffentlichen Teil der 75. Land-
kreisversammlung am 13. März 
2015 erfolgt nach der Eröffnung und 
Begrüßung durch Landrat Klaus 
Wiswe, Landkreis Celle, Präsident 
des Niedersächsischen Landkreis-
tages, die Begrüßung durch den 
gastgebenden Landrat Jörg Farr, 
Landkreis Schaumburg. Anschlie-
ßend hält Landtagspräsident Bernd 

Busemann ein Grußwort. Erstmals 
spricht Landrat Reinhard Sager, Kreis 
Ostholstein, Präsident des Deutschen 
Landkreistages bei einer Land-
kreisversammlung des NLT. Nach 
der verbandspolitischen Ansprache 
durch NLT-Präsident Wiswe folgt das 
Hauptreferat durch den Niedersäch-
sischen Ministerpräsidenten Stephan 
Weil. Das Schlusswort hält Landrat 
Bernhard Reuter, Landkreis Göttin-
gen, Vizepräsident des Niedersächsi-
schen Landkreistages.
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„Ärztlich willkommen“: Werbung um Hausärzte-Nachwuchs

Unter dem Motto „Ganz gelassen nie-
derlassen. In Niedersachsens Mitte.“ 
sollen junge Hausärzte ins Grüne 
Herz von Niedersachsen gelockt wer-
den. Dafür setzen sich die Landkreise 
Diepholz, Nienburg/Weser und 
Verden, 26 Städte und Gemeinden, 
die regionale Wirtschaftsförderung - 
begleitet durch das Amt für regionale 
Landesentwicklung Leine-Weser - 
und die Kassenärztliche Vereinigung 
Niedersachsen (KVN) in Form der 
landesweiten Kampagne „Ärztlich 
willkommen“ ein. Sie alle haben es 
sich zur Aufgabe gemacht, den Ärz-
tenachwuchs in ihre Region zu holen. 

Vor etwas mehr als einem Jahr hat die 
Arbeitsgruppe der Region Mitte Nie-
dersachsen einen Lösungsansatz ent-
wickelt, um mehr Ärzte für die länd-
lichen Regionen zu gewinnen. Das 
Konzept wurde in Zusammenarbeit 
mit einer Marketingagentur erarbei-
tet und auf den Weg gebracht. „Ärzt-
lich willkommen“ möchte der Region 

ein attraktives Gesicht geben, indem 
die Vorzüge von Natur, Gemeinschaft 
und Miteinander in Szene gesetzt 
werden. In Kombination mit echten 
Angeboten wie finanzieller Hilfe und 
Beratung in der Region durch extra 
eingesetzte Orts- und Regionslotsen 
kombiniert mit der fachlichen und 
wirtschaftlichen Unterstützung sei-
tens der KVN setzt die Initiative von 
mehreren Seiten an. Die Vermittlung 
eines attraktiven Lebensmittelpunk-
tes mit reichlich Lebensqualität 
im Herzen Niedersachsens für die 
ganze Familie ist das große Ziel. Was 
die Initiative zur Ärztegewinnung 
einmalig mache, sei ihr integrier-
tes Angebot von Work-Life-Balance 
durch die Kommunen zusammen 
mit den Angeboten der KVN, unter-
streicht einer der Initiatoren. 

Heutzutage seien 60 Prozent der 
Medizinstudenten weiblich und die 
Auswahl an Möglichkeiten für junge 
Mediziner riesig. 85.000 Studenten 

seien derzeit für Medizin einge-
schrieben. Desto wichtiger sei es für 
die ländlichen Regionen, flächen-
deckende Anreize in Form von Bil-
dungs- und Freizeitangeboten sowie 
die Möglichkeiten an Arbeitsplätzen 
für den Partner anzubieten. Die Vor-
züge der beteiligten Orte werden auf 
www.aerztlich-willkommen.de zur 
Verfügung gestellt.

An der Kampagne „Ärztlich willkom-
men“ nehmen alle Kommunen in den 
Landkreisen Nienburg/Weser und 
Diepholz sowie die Samtgemeinde 
Thedinghausen im Landkreis Verden 
teil. Mit dabei sind unter anderem 
die regionale Wirtschaftsförderung 
der drei Landkreise, die Kassenärzt-
liche Vereinigung Niedersachsen, 
die Fachkräfteinitiative „Nienburg. 
Mittelweser. Einfach lebenswert“, 
das Amt für regionale Landesent-
wicklung Leine-Weser sowie das 
Regionalmanagement Mitte Nieder-
sachsen.

FIDEM:
Niedergelassene Hausärzte wollen Strukturen für Demenzkranke verbessen

„Die Hausärzte spielen in der Versor-
gung demenzerkrankter Menschen 
eine zentrale Rolle. Die Diagnostik 
und Behandlung von Menschen mit 
Demenz gestaltet sich oftmals sehr 
zeitaufwändig, da der Demenzkranke 
nur bedingt Auskunft geben kann 

und deshalb müssen hierzu Angehö-
rige einbezogen werden. Diese sind 
vielfach selbst im fortgeschrittenen 
Alter und gesundheitlich durch die 
Betreuung stark belastet. Auch wenn 
eine Demenz nicht geheilt werden 
kann, gibt es neben der medikamen-

tösen Behandlung zur Verzögerung 
des Krankheitsverlaufs verschie-
dene nichtmedikamentöse Unter-
stützungsmöglichkeiten. Wichtig ist 
eine frühzeitige und differenzierte 
Diagnostik durch den Arzt. Hier setzt 
das Modellprojekt FIDEM ,Frühzei-

Zum Auftakt der Kampagne „Ärztlich willkommen“ stellten sich die Beteiligten zum Gruppenbild auf.                                         Foto: oh
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tige Hilfen und Informationen bei 
Demenz‘ an“, heißt es in einer Mit-
teilung des Landkreises Grafschaft 
Bentheim.

Mehrere Untersuchungen beleg-
ten, dass Menschen mit Demenz im 
frühen Stadium sich ihrer Defizite 
bewusst seien. „Die enge Zusammen-
arbeit zwischen den Hausärzten und 
anderen Projektteilnehmern wie den 
speziell geschulten Ergotherapeuten, 
den Pflegeberatern, den Pflegediens-
ten und den Selbsthilfegruppen, 
soll es dem Patienten mit Demenz 
ermöglichen, seine Alltagskompe-
tenz zu verbessern um länger in sei-
ner gewohnten Umgebung leben zu 
können. Erste Erfahrungen, die wir 
im Rahmen dieses Projektes gemacht 
haben, sind sehr positiv“, wird ein 
niedergelassener Hausarzt aus Nord-
horn zitiert. 

In der Grafschaft Bentheim würden 
durch die Koordination in den vier 
bestehenden FIDEM-Netzwerken 
Erkrankte aktiviert und pflegende 
Angehörige entlastet. Demenzer-
krankte werden anhand einer Check-
liste durch den Hausarzt zeitnah zu 
nichtmedikamentösen Hilfen vermit-
telt. Koordiniert wird das Projekt in 
der Grafschaft Bentheim durch den 
Senioren- und Pflegestützpunkt.

Und die Initiative in der Grafschaft 
steht nicht allein. Auch das im Juni 
2014 im Landkreis Osterode am 
Harz begonnene Projekt laufe sehr 
erfolgreich, dank des Engagements 
der teilnehmenden Ärzte, Ergothe-
rapiepraxen und Anbietern von nied-
rigschwelligen Betreuungsangeboten 
sowie von Pflegeberatern einiger 
Kranken- und Pflegekassen, heißt 

es aus dem Kreishaus. Alle Teilneh-
menden wollten weiter zusammenar-
beiten, um die Versorgung und Bera-
tung Demenzerkrankter und ihrer 
Angehörigen weiter sicherzustellen; 
regelmäßige Netzwerktreffen sollen 
FIDEM dauerhaft implementieren. 
Positive Signale gibt es ebenfalls aus 
dem Landkreis Lüneburg. Dort heißt 
es: „Die Netzwerke etablieren sich.“

Neu erschienen ist der Band „Deut-
sche Landkreise im Portrait: Land-
kreis Hameln-Pyrmont“. Gemeinsam 
mit dem Verlag Kommunikation & 
Wirtschaft GmbH hat die Kreisver-
waltung das 116 Seiten umfassende 
Buch herausgegeben – inzwischen in 
der siebten, neu überarbeiteten Aus-
gabe. Autorinnen und Autoren aus 
der Region präsentieren den Kreis 
aus ihrer Perspektive in vier über-
geordneten Themenblöcken: Vielfalt 
und Kultur, Dynamik, Verantwortung 
sowie Lebensqualität. Die Textbei-
träge sind mit zahlreichen Fotos illus-
triert. 

Die Autorinnen und Autoren infor-
mieren ausführlich über die Wirt-
schaftsstruktur, beschreiben die 

Der Landkreis Hameln-Pyrmont im Portrait

Bildungs- und Sozialeinrichtungen, 
veranschaulichen Geschichte und 
Kultur und vermitteln einen umfas-
senden Überblick über die Natur, 
das touristische Angebot sowie die 
Sport- und Freizeitmöglichkeiten im 
Landkreis Hameln-Pyrmont.

Landrat Tjark Bartels lobte die pro-
fessionelle Ausführung des Bandes, 
der für ihn vor allem „die unverwech-
selbaren Qualitäten und Vorzüge 
unserer Heimat als Wohlfühlregion 
hervorhebt“. 

Der Bildband „Landkreis Hameln-
Pyrmont“ (ISBN: 978-3-88363-358-9) 
ist im örtlichen Buchhandel erhältlich 
bzw. bestellbar und kostet 19,80 Euro.

FIDEM-Expertengespräch im Nordhorner Kreishaus.         Foto: Landkreis Grafschaft 
Bentheim
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Der Landkreis Harburg habe früh-
zeitig erkannt, welche Chancen die 
„Green Economy“, der angestrebte 
Ausbau der erneuerbaren Energiever-
sorgung und die Erhöhung der Ener-
gieeffizienz mit sich bringen, heißt es 
in einer Mitteilung des Landkreises. 
Bereits seit 2009 setze die Stabsstelle 
Klimaschutz der Kreisverwaltung 66 
„vorbildhafte Maßnahmen“ seines 
Klimaschutzkonzepts um. Nun sei 
der Landkreis Harburg den nächsten 
Schritt gegangen: Mit einer Auftakt-
veranstaltung im Winsener Kreishaus 
sei Ende Januar 2015 der dreijährige 
Optimierungs- und Auditierungspro-
zess für den European Energy Award 
(eea) gestartet worden.

Landrat Rainer Rempe dazu: „Auch 
künftig wollen wir im kommunalen 
Klimaschutz eine Vorreiterrolle ein-
nehmen. Wir sind zwar schon gut 
aufgestellt, wollen aber noch besser 

werden. Nun möchten wir zeigen, 
dass wir nicht nur in der Metropolre-
gion Hamburg und in Niedersachen, 
sondern deutschland- und europa-
weit in der Champions League der 
Klimaschutz-Landkreise spielen und 
damit auch andere Kommunen moti-
vieren, unserem Beispiel zu folgen.“

Dazu lasse die Kreisverwaltung ihre 
Arbeit nun auf Basis der europaweit 
anerkannten Qualitätsstandards 
des European Energy Award zerti-
fizieren. Ziel des Landkreises sei es, 
seine Klimaschutzanstrengungen 
durch eine objektive Bewertung 
zu verstetigen. Den dreijährigen 
Auditierungs- und Zertifizierungs-
prozess werde die Kreisverwaltung 
nutzen, um ihre Verwaltungsarbeit 
noch effizienter zu gestalten und 
so neben einer weiteren Förderung 
des Klimaschutzes auch Kostenein-
sparungen zu erzielen. Die sechs 

Ziel des Landkreises Harburg: European Energy Award für mehr Klimaschutz

zentralen Handlungsfelder seien die 
Raumordnung, kommunale Gebäude 
und Anlagen, Ver- und Entsorgung, 
Mobilität, interne Organisation sowie 
Kommunikation und Kooperation. 

Am Ende dieses Prozesses solle für 
den Landkreis Harburg der Euro-
pean Energy Award Gold stehen, den 
deutschlandweit bisher nur sieben 
Landkreise erreicht hätten. In die 
Teilnahme am EEA investiere der 
Landkreis 40.000 Euro und profitiere 
dabei von einer 40prozentigen-Förde-
rung (17.200 Euro) durch die Bremer 
Energie-Konsens GmbH.

Informationen zu den Klimaschutz-
anstrengungen des Landkreises und 
zum European Energy Award finden 
sich im Internet unter http://www.
landkreis-harburg.de/klimaschutz 
beziehungsweise unter www.euro-
pean-energy-award.de .

Freuen sich über die Vorreiterrolle des Landkreises für den Klimaschutz und den Auftakt zum European Energy Award: Landrat Rainer 
Rempe (Mitte), Sascha Komoll (Klimawerk Energieagentur) und Oliver Waltenrath, Klimaschutzmanager des Landkreises Harburg.

Foto: Landkreis Harburg
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✻ ✻ ✻

Am 23. Dezember 2014 ist Frau Ilse 
Lux im Alter von 95 Jahren verstor-
ben. Frau Lux nahm am 16. März 
1957 ihre Berufstätigkeit in der 
Geschäftsstelle des Niedersächsi-
schen Landkreistages auf, in der ihr 
im Wesentlichen die Buchhaltung 
und die Kassenführung oblagen. 
Nach fast 23 Jahren Zugehörigkeit 
zur Geschäftsstelle des NLT trat Frau 
Lux am 31. Dezember 1979 in den 
Ruhestand.

Der ehemalige Landrat des Landkrei-
ses Uelzen Gerhard Schulze (Foto), 
der dieses Amt von 1986 bis 2004 aus-
übte, ist am 30. Januar 2015 im Alter 
von 75 Jahren verstorben. Von 1992 
bis 2012 gehörte er dem Vorstand 
des Niedersächsischen Landkreis-

tages an. Zuvor war er von 1987 bis 
1992 Mitglied des Verfassungs- und 
Personalrechtsausschusses sowie, für 
den gleichen Zeitraum, stellvertre-

tendes Mitglied des Organisationaus-
schusses des NLT. Von 1987 bis 1990 
wirkte er als stellvertretendes Mit-
glied im damaligen Unterausschuss 
für Zonenrandfragen mit. Im Jahr 
2004 wurde ihm das Verdienstkreuz 
1. Klasse des Niedersächsischen Ver-
dienstordens verliehen.

Oberkreisdirektor a. D. Rudolf Hoyer, 
von 1974 bis 1977 Hauptverwaltungs-
beamter des Landkreises Wittmund, 
ist am 5. Februar 2015 kurz nach 
Vollendung des 85. Lebensjahres ver-
storben.

✻ ✻ ✻

Der ehemalige Landrat des Landkrei-
ses Holzminden Heinz Sassin, der 
dieses Amt von 1991 bis 2001 inne 
hatte, ist am 5. Januar dieses Jahres 
75 Jahre alt geworden.

NLT-Vizepräsident Bernhard Reuter, 
seit 2011 Landrat des Landkreises 
Göttingen sowie zuvor von 1999 bis 
2011 des Landkreises Osterode am 
Harz und seit 2010 Vizepräsident des 
Deutschen Landkreistages, feierte am 
8. Januar 2015 seinen 60. Geburtstag.

Landrat a. D. Walter Theuerkauf, von 
1993 bis 2003 zunächst als Oberkreis-
direktor und anschließend bis 2011 
als Landrat Hauptverwaltungsbeam-
ter des Landkreises Aurich, ist am 
13. Januar dieses Jahres 70 Jahre alt 
geworden. 

Einen Tag darauf, am 14. Januar 2015, 
konnte Landrat a. D. Burkhard Drake, 
von 1996 bis 2006 Verwaltungschef 
des Landkreises Wolfenbüttel, auf 60 
Lebensjahre zurückblicken.

Zwei Tage später, am 20. Januar die-
ses Jahres, feierte Regierungspräsi-
dent a. D. Bernd Theilen, von 1986 bis 
1994 Landrat des Landkreises Fries-
land, seinen 70. Geburtstag.

Beigeordneter Manfred Fischer, seit 
dem 1. April 1991 in der Geschäfts-
stelle unseres Verbandes im Referats-
bereich VI tätigt, hat am 23. Januar 
2015 seinen 60. Geburtstag gefeiert. 

Oberkreisdirektor a. D. Gerhard 
Blume, von 1985 bis 2000 Hauptver-
waltungsbeamter des Landkreises 
Rotenburg (Wümme), vollendete am 
30. Januar 2015 sein 80. Lebensjahr. 
Von 1992 bis 2000 war er Stellvertre-
tender Vorsitzender des Niedersäch-
sischen Landkreistages.

Am 3. Februar dieses Jahres ist 
Ehrenlandrat Martin Döscher, von 
1991 bis 2004 Landrat des Landkrei-
ses Cuxhaven, ebenfalls 80 Jahre alt 
geworden.

Oberkreisdirektor a. D. Jürgen Mum-
dey, von 1995 bis 2005 Verwaltungs-
chef des Landkreises Wesermarsch, 
vollendete am 9. Februar 2015 sein 
60. Lebensjahr.

Oberkreisdirektor a. D. Dr. Dr. Fried-
rich Bischoff, der frühere Hauptver-
waltungsbeamte des vormaligen 
Landkreises Hannover konnte am 23. 
Februar dieses Jahre auf 85 Lebens-
jahre zurückblicken.

✻ ✻ ✻

Heike Brunke, Assistentin im Sozial-
referat des NLT, begeht am 1. März 
2015 ihr 25-jähriges Dienstjubiläum 
beim Niedersächsischen Landkreis-
tag.

Gerhard Schulze                         Foto: NLT
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